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wikkenberg Schweiniß, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erckarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Deutſcher Heeresbericht.
Flugzeugangriff auf Koblenz.

Großes Hauptquartier, 11. Juli 1918. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Tagsüber mäßige Ge
fechtstätigkeit, die am Abend vielfach auflebte. Nächtliche Er
kundungskämpfe. Ein ſtärkerer Vorſtoß des Feindes nordöſtlich
von Bethune wurde abgewieſen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Lebhafte Feuertätigkeit
zwiſchen Aisne und Marne. Ernente Teilangriffe, die der
Feind aus dem Walde von VillersCotterets heraus führte,
drückten unſere Poſten am Savieres-Grund zurück.

Von einem Geſchwader von ſechs amerikaniſchen Flugzeugen,
die Koblenz angreifen wollten, fielen fünf Flugzeuge in unſere
Hand. Die Beſatzungen wurden gefangen.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Der deutſche Kommentar. Berlin, 10. Juli. (W. T. B.)
In der Nacht vom 8. zum 9. Juli wurden zwei engliſche Groß-patrouillen bei Arleux abgewieſen. Kördlic der Straße Bray

Corbie zerſprengte die deutſche Artillerie feindliche Anſamm-
lungen. Jhr Vernichtungsfeuer verhinderte bei St. Maur ſüd-
weſtlich Noyon feindliche Angriffe. Ebenſo ſcheiterte ein Ver
ſuch, in der Nacht vom 9. zum 10. wiederum bei Antheuil an-

W im r W Unter ſtärkſtenerluſten flutete der Angreifer zurück. Erkundungsgefechte an
der Aisne brachten den Deutſchen Gefangene ein. An der
Straße VillersCotterets Soiſſons erfolgte ein ſtärkerer Teil
angriff der Verbandstruppen. Bei ſeinem Verſuch, dem deut
Wer rſtoß auszuweichen erlitt der Gegner ſchwere Verluſte.

z deutſche Abriegelungsfeuer und der Angriff von Jnfan-ehe r geſtaltete die Rückbewegung des Feindes auf Vaux
zur

UBootBeute. Berlin, 10. Juli. (Amtlich.) Durch die
Tätigkeit unſerer UBoote wurden im nördlichen Sperrgebiet
um England neuerdings 15 500 Br.R.T. feindlichen Handels-
M aumes vernichtet. Der Chef des Admira.ſtabes der

tactne.
Der Vombenwurf in der Rordſee. London, 10. Juli.

(Reuter.) Ein Admiralſtabsbericht ſagt, daß ein britiſches
Unterſeeboot während einer Erkundungsfahrt an der Oſtküſte
Englands am 6. Juli nachmittags von fünf feindlichen Waſſer
flugzeugen mit Bomben und Maſchinengewehren angegriffen
wurde. Ein Offizier und fünf Mann wurden getötet. s
Unterſeeboot wurde nur leicht beſchädigt von einem anderen
U-Boot in den Hafen geſchleppt.

Die öſterreichiſche Meldung. Wien, 10. Juli. Amtlich
wird verlautbart: Im Brentatal ſchlugen unſere Siche
rungstruppen einen italieniſchen Vorſtoß ab.

Unſere albaniſche Südfront wurde vor dem Druckeſtarker feindlicher Kräfte über die Linie Berat--Fjeri zurück
genommen. Die Gefechtsberührung war ſeit geſtern früh
nur ſehr locker. Der Chef des Generalſtabes.
Franzöſiſcher Heeresbericht vom 9. Juli, abends Südlich der

Aisne mißlang unter unſerem Feuer ein feindlicher Gegen
angriff auf unſere in der Gegend des Gehöftes Chavigny er-
oberten Stellungen. Die Zahl der im Verlaufe des Angriffs
heute früh weſtlich Autheuil gemachten Gefangenen iſt auf 530
geſtiegen. Wir erbeuteten außerdem 80 Maſchinengewehre.
Auf der übrigen Front verlief der Tag ruhig.

Nußland.
Kerenſkis Kriegshetze.

Paris, 10. Juli. (Havas.) Der parlamentariſche
Ausſchuß für ausländiſche men e hat Kerenſki
empfangen. e Mitglieder der Ausſchüſſe des Senats und der
Kammer für auswärtige Angelegenheiten waren zuſammen
berufen. Den Vorſitz in der Verſammlung führte
Bouillon. Sehr zahlreiche Parlamentarier aller Parteienhatten ſich eingefunden. Kerenſtki erklärte, er habe einfach als

ruſſiſcher Bürger den Wunſch, ſich mit Politikern aller Par
teien zu verſtändigen über die beſten Mittel, ſeinem Vater
land die volle Stärke des Handelns wiederzugeben. Er ſchil-
derte die Lage Rußlands und zählte die Maßnahmen auf, die
im gemeinſamen Intereſſe Rußlands und der Alliierten ſofort
zu ergreifen ſeien. Kerenſki wies auf die Gefahr hin, die
Rußland laufe infolge des Friedens von BreſtLitowsk deſſen
Folge geweſen ſei, daß Deutſchland ſeine Hand täglich ſchwerer
auf das Land lege. Er befürwortete ein brüderliches
Einſchreiten der Alliierten, um den gemeinſamen Kampf gegen
die Mittelmächte auf ruſſiſchem Boden fortzuſetzen. Franklin
Vouillon dankte dem Redner und verſicherte ihm unter ein
mütiger Zuſtimmung der Anweſenden des einmütigen Willens
aller Parteien, Rußland weiterhin als Allierten zu betrachten.
Er fügte hinzu, daß alle dieienigen in Rußland, die den Kampf
wiederaufnehmen wollten, des abſoluten Beiſtandes Frankreichs
verſichert ſein könnten.
„Truppenlandungen in Archangelſk. Moekau. 8 Juli. Die
Preſſe meldet Am L8. Juni landeten im Haſen von Archangelſk
etwa 10 000 Franzoſen und Serben. Der kommandierende Gene
al erklärte, er wolle Stadt und Land vor einem Ueberfall
deutſcher Kriegsgefangener ſchüten. Es werden Nahrungsmittel

Bevölkerung verteilt. Rogr e gut„Der Aufſtand niedergeſchlagen. oskau, den 8. Juli.W. T. gyft n einer Bekanntmachung der Regierung wird der
Aufſtand re Linken Sozialrevolutiognäre als

nieder geſchlagen bezeichnet. Die Stadt zeigt wieder das
normale Bild. Es ſollen etwa 1009 Verhaftungen vorgenom-
men worden ſein. Der Eiſenbahnoerkehr iſt vorläufig unter-
brochen.

Die Kämpfe in Sibirien. Moskau, 8. Juli. (W. T. B.der Richtung reren hat rücken die
ätetruppen gegen Tſchechen und Koſaken ſiegreich vor,

ebenſo in der Richtung auf Tokbolſtk.
Die Bahnen im Gouvernement Samara ſind

lagerungszuſtand erklärt.
Jm Kubangebiet wurden die Stationen Weliko-Knjas

heskaja und Torgowaja von Koſaken beſetzt.

Der Mord in Moskau.
Die Ermordung des deutſchen Geſandten in Moskau iſt ein

weiteres Anzeichen der ſchweren Kriſe, die über Rußland her-
eingebrochen iſt. Während längs der Murmanbahn im hohen
Norden Ententetruppen in ruſſiſches Gebiet eindringen, wäh
rend die Roten Garden die Herrſchaft der Sowjets im Don-
Art gegen den monarchiſtiſchen Aufruhr der Koſaken, am

ral und in Weſtſibirien gegen die tſchechiſchen Brigaden ver-
teidigen, haben in Moskau die SozialiſtenRevolutionäre den
Verſuch unternommen, durch die Ermordung des deutſchen Ge-
ſandten einen Konflikt zwiſchen Rußland und Deutſchland her-
beizuführen, eine Erhebung des national fühlenden Ruſſentums
gegen die Bolſchewiki zu provozieren und die auf dieſe Weiſe
angezettelten äußeren und inneren Wirren zum Sturz der
d eggeen Regierung der Arbeiter und Soldatenräte zu be-

ützen.
Seit dem Anfang der Neunzigerjahre waren die revolutio

nären Kräfte in Rußland in zwei Parteien geſchieden: in die
Sozialdemokraten und die Sozialiſten-Revolu-
tion äre. Die Sozialdemokraten, die ſich 1903 ſelbſt wieder
in Bolſchewiki und Menſchewiki teilten, ſtimmen in Lehre und
Programm mit der Sozialdemokratie Weſt und Mitteleuropas
überein; die SozialiſtenRevolutionäre vertreten einen W ifiſch ruſſiſchen Sozialismus. der von dem Sozialismus t
und Mitteleuropas grundverſchieden iſt. Die Sozialdemokraten

Bolſchewiki und Menſchewiki ſind die Parteien der indu
ſtriellen Arbeiterſchaft; die Sozialiſten-Revolutionäre erklären
ſich als Vertreter des „ganzen arbeitenden Volkes“, ſie ſind in
der Tat vor allem Vertreter der Bauernſchaft, die ja in Ruß-
land die überwiegende Mehrheit des arbeitenden Volkes bildet.
Die Sozialdemokraten erwarteten, daß die Entwicklung der
kapitaliſtiſchen Jnduſtrie, die Konzentration und Zentraliſation
des induſtriellen Kapitals, die Vorbedingungen des Sozialis-
mus ſchaffen, die Ueberführung der Arbeitsmittel in den Beſitz
des arbeitenden Volkes ermöglichen werde; die Sozialiſten
Revolutionäre dagegen wollten die ſozialiſtiſche Geſellſchaft auf
die Obſchtſchina, auf das Gemeindeeigentum der ruſſiſchen
Bauerngemeinden am Grunde und Boden aufbauen. Die
Sozialdemokraten empfahlen den Volksmaſſen den organiſierten
Maſſenkampf; den individuellen Terror lehnten ſie ſtets ab.
Die Sozialiſten-Revolutionäre dagegen haben gerade den indi-
viduellen Terror als eines der wichtigſten Kampfmittel be-
trachtet; ſie haben die vielen politiſchen Attentate organiſiert,
die bis 1905 die revolutionäre Bewegung begleitet haben. Die
blutige Tat in Moskau, durch die die Sozialiſten-Revolutionäre
das Zeichen zur Erhebung gegen die Herrſchaft der Bolſchewiki
geben wollten, t eine Epiſode in dem alten Kampfe zwiſchen
den Sozialdemokraten und den Sozialiſten-Revolutionären.

Nach den großen Märztagen des vorigen Jahres, nach dem
Sturz des Zarentums ſind der ſozialrevolutionären Partei
breite Volksmaſſen zugeſtrömt, die vordem von ihrer Agitation
nie berührt worden waren, an ihren Kämpfen nie teilgenommen
hatten. Millionen Kleinbürger, die eben noch vor den Tſchi-
nowniks des Zaren gegzittert hatten, Millionen Bauern, in deren
dörfiſche Enge nie ein politiſches Wort gedrungen war, ſchmück
ten ſich jetzt mit den Farben der Partei, die ihnen als die Be
ſiegerin des Zarismus erſchien, nannten ſich jetzt Sozialiſten
Revolutionäre. Jn den erſten Monaten nach der Revolution
waren die Sozialiſten-Revolutionäre unzweifelhaft die größte
und volkstümlichſte Partei Rußlands; die Wahlen zur kon
tituierenden Nationalverſammlung gaben ihr die Mehrheit.
ber der Zuſtrom dieſer neuen Maſſen hat das Weſen der

Partei verändert und ihre Gefüge gelockert. Bald ſchieden ſich
innerhalb der Partei drei Richtungen, die in den heftigſten
Kampf gegeneinander gerieten.

Die Rechte der Sogzialiſten-Revolutionäre ſcharte ſich um
Kerenſki; ſie war vom Mai bis zum Oktober 1917 die
ſtärkſte Stütze ſeiner Herrſchaft. Der bedeutendſte Vertreter
dieſer Richtung war Sawinkow, der jetzt angeblich den An
ſchlag auf den deutſchen Geſandten angeſtiftet haben ſoll.
Sawinkow war vor 1905 einer der führenden Männer der
„Kampforganiſation“ der SogialiſtenRevolutionäre, die die
berühmten Attentate jener Zeit organiſiert hat. Nach der
Niederlage der Revolution von 105 lebte er in Paris; er
wendete ſich enttäuſcht und entmutigt von der revolutionären
Arbeit ab und ſchrieb zwei Romane, die bedeutende literariſche
Begabung zeigten. Einer von ihnen, der unter dem Titel Als
wäre es nie geweſen die Revolution von 1905 ſchilderte, iſt auch
deutſchen Leſern woblbekannt. Als der Krieg ausbrach, be

iſterte ſich Sawinkow für die Sache der Entente, deren Sieg
über den deutſchen Jmperiolismus er ebenſo wie Plechanow,
Guesde, Hyndman für eine Vorausſetzung des Sieges der
Demokratie in Europa hielt; Sawinkow gehörte damals zum
engſten Freundeskreis Herves. Nach der Märzrevolution 1917
kehrte er nach Rußland zurück. Er trat in Kerenſkis Dienſte
und wurde ſchließlich im Juli von Kerenſki mit der Leitung
des Kriegsminiſteriums betraut. Als ſolcher erblickte er ſeine

Dieſer Aufſatz der Wiener Arbeitergeitung, anſcheinend
aus der Feder Otto Bauer ſtammend, orientiert ſicher über
die Parteigruppierungen in Rußland und ſchafft die Möglich-
keit vollen Verſtändniſſes für die bevorſtehenden bedeutſamen

Ermordung des deutſchen
ätigkeit Kerenſkis in den

in Be

politiſchen Vorgänge, die ſich in
Geſandten in Moskau und der
Ententeländern ankündigten.

Hauptaufgabe darin, die Diſziplin im ruſſiſchen Heere wieder
herzuſtellen, die Armee wieder ampffähig zu machen, um im
Bunde mit der Entente den Krieg bis zum Siege ortzuſetzen.
Er hat im engſten Einvernehmen mit den Generalen, vor allem
mit Kornilow die Soldatenkomitees bekämpft und die Todes
ſtrafe im Kriegsgebiet wieder eingeführt; er war darum der
Gegenſtand der leidenſchaftlichſten Angriffe der Bolſchewiki.
Nach dem Siege der Bolſchewiki Anfang November war er
menatelang verſchollen. Aber ſchon vor einigen Wochen hörte
man, er habe gemeinſam mit den Kadetten eine Verſchwörung
gegen die Sowjets organiſiert; jetzt wird er als einer der An
ſtiſter des Moskauer Mordes bezeichnet. Hinter ihm ſteht un
zweifelhaft nur ein kleiner Teil der Partei der Sozialiſten
Revolutionäre; nur e äußerſte rechte Flügel der Partei, der
ſeit dem März ſtets bereit war, alle Bedürfniſſe der Revolution,
vor allem ihr Friedensbedürfnis, dem Kampfe gegen Deutſch
land, dem Bündnis mit der Entente unterzuordnen.

Die Maſſe der Anhänger der Sozialiſten-Revolutionäre bildet
das ſogenannte x deſſen bedeutendſter Vertreter
Tſchernow iſt. Dieſes Zentrum iſt die eigentliche Bauern
partei in Rußland. Es iſt ſeit dem Anfang der Revolution
mit den Menſchewiki verbündet, hat mit ihnen bis
zum Oktober die Arbeiter und Soldatenräte beherrſcht, mit
ihnen gemeinſam den Kampf ſowohl nach rechts, gegen die
Kadetten und die KerenſkiLeute, als auch nach links, gegen die
Bolſchewiki, geführt. Tſchernow hat als Ackerbauminiſter in
der Regierung Kerenſkis die große Agrarreform begonnen, die
ſpäter von den Bolſchewiki vollendet wurde. Er hat ſich ſeit
dem Putſchverſuch Kornilows im September von Kerenſtki ge
trennt. Er war der Führer der konſtituierenden Nationalver-
ſammlung. Seitdem die Bolſchewiki die Konſtituante ausein
andergejagt haben, ſteht er im heftigſten W gegen ſie. An
dem Mord in Moskau und dem Straßenkampf, der ihm Fs
iſt, ſcheint aber gerade dieſer Flügel der Partei keinen Ant
zu haben; eine Tatſache, die ſehr wichtig iſt, weil gerade dieſe
Richtung der SozialiſtenRevolutionäre die ſtärkſte iſt und ins

auf die bäuerlichen Volksmaſſen den ſtärkſten Ein
uß übt.
Der linke Flügel der SozialiſtenRevolutionäre bekennt

offen zu dem Moskauer Attentat Er hat es vorbereitet,
Sendboten haben es durchgeführt. An der Spitze dieſer
tung ſtehen Kam kow und Frau Spiridonowa. Um
haben ſich ſeit dem Frühjahr 1817 diejenigen Anhänger der
zialiſtenRevolutionäre geſchart. die an den alten Parteigrund
ſfätzen feſthielten und ſowohl den rechten Flügel, die Kerenſki
und Sawinkow, als auch das von Tſchernow geführte Zentrum
beſchuldigten, ſie hätten nach der Revolution unter dem Ei
fluß der zur Partei neu zuſtrömenden Maſſen die alten ſozia-
liſtiſchen und revolutionären Grundſätze preisgegeben, die
Partei verbürgerlicht. Kamkow und die Spiridonowa haben
die Regierung Kerenſki und den Eintritt Tſchernowe in dieſe
Regierung bekämpft, ſie haben ſich die Loſung der Bolſchewiki
„Alle Macht den Sowjets angeeignet, ſie haben im November
mit den Bolſchewiki gemeinſam die Koalitionsregierung ge-
ttürzt. Gemeinſam mit den Volſchewiki haben ſie die neue
Regierung, den „Rat der Volkskommiſſäre“ gebildet, gemeinſam
mit den Volſchewiki das Friedensangebot an die Mittelmächte
gemacht, gemeinſam mit ihnen die Konſtituante auseinander
geſagt. Von dem Zentrum und der Rechten der Sozialiſten
Revolutionäre haben ſie ſich ſeit dem Oktober vollſtändig ge
trennt; ſie haben ſeither eine eigene Parteiorganiſation, die den
beftigſten Kampf gegen ihre früheren Parteigenoſſen führt.
Aber ihr Bündnis mit den Bolſchewiki wurde durch den Frie
den von BreſtLitowfk zerriſſen. Sie haben für die Ableh
nung dieſes Friedens geſtimmt, ſind wegen der Annahme
dieſes Friedens aus der Regierung der Sowjets ausgetreten.
Seither ſtehen auch ſie in J ltiger Oppoſition gegen die Bolſche
wiki. Während ſich aber das Zentrum der Sozialiſten Revolu
tionäre und die Menſchewiki auf den Kampf in Wort und
Schrift beſchränken, während die Kadetten ihre Hoffnung auf
die Truppen der Entente und ihrer tſchechiſchen und koſakiſchen
Hilfsvölker ſetzen, greift die Linke der SozialiſtenRevolutio-
näre, ihrer Parteiüberlieferung entſprechend, gegen die Bolſche
wiki wieder zu den Waffen, die ſie ſo oft gegen den Zarismus
gebraucht hat: zum individuellen Terror, zum Attentat das die
Volksmaſſen aufrütteln, die Volkserhebung gegen die herr-
ſchende Gewalt auslöſen ſolle.

Daß ſie zum Gegenſtand ihres Attentats den deutſ Ge
ſandten erwählt hat, iſt kein Zweifel Vor wenigen Wochen hat
das Zentralkomitee der Sozialiſten-Revolutionäre der anzö
fiſchen ſozialiſtiſchen Partei eine Erklärung geſchickt, in der es
den Ausſchluß der Bolſchewiki aus der, Jnternationale forderte.
In dieſer Erklärung beſchuldigten die S ialiſtenRevolutio
näre die Volſchewiki, ſie hätten „durch den ſchmählichen Sonder
frieden, den ſie mit den Deſpoten Mitteleuropas geſchloſſen
haben, die Grundſätze der Demokratie verraten und das ent-
waffnete, erniedrigte und zerſtückelte Rußland in ein Magazin
der deutſchen Jntendanz verwandelt, dazu beſtimmt, die deutſche
Offenſive gegen den Weſten zu ernähren.“ Sie beherrſchten
Rußland nur „durch die Gunſt der deutſchen Sieger unter dem
Drucke des deutſchen Geſandten, dank dem knechtiſchen Gehor
fam, mit dem ſie die Befeble des deutſchen Jmperialiemus aus
führen. Jmmer wieder behaupteten die SozialiſtenRevolutio
näre, Graf Mirbach ſei der eigentliche Herr Ruß
land s, der durch Lenin und Trotzky das ruſſiſche Volk be
berrſche. Das nationale Selbſtgefühl des ruſſiſchen Volkes,
durch den Frieden von BreſtLitowſk, durch die gewaltſame Los
reißung eines Drittels des ruſſiſchen Gebietes furchtbar verletzt,
durch die energiſche Sprache, denen ſich die deutſche Regierung
in ihren Noten an die ruſſiſche bedient, immer von neuem ge
reizt, findet heute in der SozialiſtenRevoluionäre ſeinen Ausdruck. Der Mord in Moskau iſt die Frucht
der Stimmung, die der Gewaltfriede von Breſt in Rußland her
rorgerufen hat.

Die SozialiſtenRevolutionäre wollen dir n die an
dem Frieden von Breſt feſthalten, ſtürzen, die Konſtitnante ein
dexufen, den Friedensvertrag für erklä den Kriegwieder aufnehmen. Daß Rußland den tſchen Werren keine

kampffähige Armee entgegenſtellen kann, daß der neue Krieg
die deutſchen Heere noch tiefer in das ruſſiſche Gebiet führen
werde, wiſſen wohl auch die Sozialiſten-Revolutionäre. Troh



m wöullen je den Krieg. Die Rechte, die Sawinkow-Leute,wohl deshalb, weil der Krieg immerhin beträchtliche de
Kräfte an die Oſtfront binden. die Entente entlaſten, Rußland
den Dank der Entente und ihre Unterſtützung bei dem allge
geinen Friedensſchluß ſichern würde. Bei der Linken, des
amkow und der Spiridonowa, ſpielt die Rechnung auf die

Entente keine Rolle; ſie waren grundſätzlich zu einem Sonder-
frieden bereit. Aber Fanatiker der Jdee, glauben ſie, die ruſ
ſiſche Revolution dürfe keinen Frieden unterzeichnen, der dem
Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker nicht ent-
ſpricht; Rußland müſſe lieber untergehen, als ſeine Prinzipien
vreiszugeben.

Der Kampf der SozialiſtenRevolutionäre n die Bolſche-
wiki iſt, ſozial betrachtet, der Kampf des Kleinbürgertums und
eines Teiles der Bauernſchaft gegen die Diktatur des Proleta-
riats; er iſt, verfaſſungspolitiſch geſehen, der Kampf für die
Jonſtituante gegen die Sowjets: er iſt, ſeiner weltpolitiſchen
Hedeutung nach, der Kampf für die Erneuerung des
Krieges im Oſten gegen den Sonderfcieden. Seiner maſſen-
pſychologiſchen Wurzel nach iſt es die Auflehnung des natio-nalen Selbſtgefühls des ruſſiſchen Volkes gegen den Frieden,

der ihm in BreſtLitowſtk auferlegt ward. Der Graf Mirbach,
der dieſes Kampfes erſtes Opfer war, iſt ein Opfer des Frie
dens von BreſtLitowſk.

Politiſche Aeberſicht.
Alles in Ordnung.

Die Aufregung, die die Entlaſſung Kühlmanns zuerſt im
Reichstag hervorgerufen hatte, iſt bereits geſchwunden. Die
Regie der Blockgenoſſenſchaft klappt ſchon wieder tadellos. Und
auch die Regierungsſozialiſten werden froh ſein, wenn ſie aus
einer Verlegenheit herauskommen, in die ſie der Vorw. gebracht
hat, als er beim Beginn der Kühlmannkriſe immerfort betonte:
Fällt Kühlmann, muß der Kanzler Hertling nach.

Der Zentrumsgraf denkt natürlich nicht daran, zu tun, was
das „führende“ Scheidemannblatt verlangte. Er wird heute im
Haushaltsausſchuß erſcheinen, todſich er zu dem Zwecke der Er
klärung, daß ein Kurswechſel in der Außenpolitik Deutſchlands
nicht geplant ſei. Und damit werden auch die Regierungs
ſozialiſten befriedigt ſein. Sie ſind ja ſo leicht zufrieden ge
ſtellt, ſind ja froh, wenn ſie im Regierungsblock weiter mit
machen dürfen.

Der Vorw., der Kühlmann halten und nachdem er doch ge
fallen, Hertling mit in die Grube reißen wollte, iſt heute ſchon
ſehr kleinlaut geworden. Er beſcheidet S mit der Zuſage
„größerer Sicherungen“ für die Politik Hertlings. Was danach
kommt, das deutet der ſchwerinduſtrielle Lokalanzeiger ſchon
an, wenn er ſchreibt, „daß ſich auch die Sozialdemokratie nicht
in den Gegenſatz zu den heutigen Erklärungen des Kanzlers
werde ſtellen können, und daß ſie ſich zur Bewilligung der
Kriegskredite entſcheiden werde. Es wird bewilligt werden,
was die Regierung verlangt.

Das Kanzlerblatt Germanig meint: „Wir haken das Ver-
trauen zum Reichskanzler und zu der Stetigkeit der von ihm
verfolgten Politik, daß das bisherige Einvernehmen zwiſchen
der Reichsleitung und der Mehrheit des Reichstages durch den
Wechſel im Auswärtigen Amt keine Störung erleidet.“ Das
wird es gewiß nicht; die Blockregie hat alles tadellos vorbe
reitet.

Herr v. Hintze, der alldeutſche Kühlmann-Erſatz, hat ſeine
endgültige Berufung noch nicht bekommen. Auch das iſt natür
lich Regie. Solange der neue Mann ſein Amt nicht hat, braucht
er ſich nicht erklären, was er zu tun gedenkt auf dem Gebiet der
auswärtigen Politik. Und er bringt ſo die Reſolutionsparteien
nicht in Verlegenheit. Aber daß Herr v. Hintze der „Mann der
entſchloſſenen Tat iſt, der mit feſter Hand die Konjunktur der
Verhältniſſe und Siege auszunutzen weiß“, alſo beſſer den an
nektioniſtiſchen Kriegszielen zu dienen verſteht als Kühlmann
von Breſt und Bukareſt, das erwarten die Leipz. Neueſt. Nachr.
von ihm. Das Scharfmacherblatt wird nicht enttäuſcht ſein.
Nicht von Hintze, nicht von Hertling und nicht von Scheide-
mann.

Bündnisverhandlungen.
Jn dieſen Tagen ſind in Salzburg die Verhandlungen zwi-

ſchen der deutſchen und öſterreichiſchen Regierung über den Ab-
ſchluß eines neuen Bündniſſes zwiſchen Deutſchland und Oeſter
reich fortgeſetzt worden, das das bisherige Bündnis an Feſtig-
keit und Jnnigkeit noch übertreffen ſoll. Den wichtigſten Punkt
bei dieſen Bündnis- Verhandlungen bildet ein Entwurf einer
deutſchöſterreichiſchen Militärkonvention, durch die man die
gemeinſame Verwendung der Truppen beider Staaten in Zu-
kunft feſtlegen will Oeſterreich ſoll dadurch feſt, ja unlöslich
ar die Geſchicke Deutſchlands gekettet werden. Ueber den Jn-
halt dieſer Verhandlungen wird man ebenſowenig etwas er-
fahren, wie über den Jnhalt des endgültigen Vertrages. Ein
neuer diplomatiſcher Geheimvertrag iſt das Ziel, um das
in Salzburg verhandelt wird, einer jener Verträge, deren Ver
derblichkeit der Krieg allen Völkern mit eindrucksvoller Kraft
gezeigt hat.

Die Tatſache, daß während des Krieges der außenpolitiſche
roie der innerpolitiſche Kurs in Deutſchland den außenpoliti-
ſchen und innerpolitiſchen Kurs Oeſterreichs mitbeſtimmt hat,
ſoll für die Zukunft zur vertraglich zwiſchen beiden Ländern
feſtgelegten Einrichtung werden. Als trotz der Formel des
deutſchen Reichskanzlers Deutſchland die Bedingungen des
Friedens von Breſt-Litowſk' diktierte, hat Oeſterreich unter
Deutſchlands Führung daran teilgenommen. Als der annek-
tioniſtiſche Kurs in Deutſchland immer deutlicher wurde, löſte
der Baron Burtian von der Tiſza-Partei Czernin in Oeſterreich
ab. Als in Deutſchland das gleiche Wahlrecht für Preußen von
der Reaktion verworfen wurde, ging die Regierung in Leſter-
reich an die Ausſchaltung des Parlaments. Das ſind Gleich-
zeitigkeiten, die des inneren Zuſammenhangs nicht
entbehren. Dieſe Zuſammenhänge ſind im öſterreichiſchen Volke
nicht unbekannt. Es iſt kein Geheimnis, daß die Regktion in
Oeſterreich Ermutigung und Stärkung empfängt von der Reagk-
tion in Deutſchland. Dieſer Einfluß wird ungleich größer wer-
den, wenn erſt eine deutſch öſterreichiſche Militärkonvention nicht
nur das öſterreichiſche, ſondern auch das deutſche Militär für
die Machthaber in Oeſterreich verfügbar macht.

Eine ſolche Militärkonvention bedeutet alſo für die Macht-
haber in Oeſterreich eine ſtarke Garantierung ihrer Macht. 2u-
leich aber gibt ſie der deutſchen Regierung in noch anderemMaße als disher die Möglichkeit, nicht nur die eigene Macht,

ſondern auch die Macht Oeſterreichs einzuſetzen für ihre außen-
politiſchen Ziele. Das aber gerade iſt es, was man in oppo-
ſitionellen Kreiſen in Oeſterreich von dieſer Neuauflage des
deutſchöſterreichiſchen Bündniſſes fürchtet. Jn dieſen Kreiſen
ſteht man deshalb den Bündnisverhandlungen kühl, ja faſt ab-
jehnend, auf jeden Fall aber mit ſehr viel Kritik gegenüber. So
ſchreibt der Grazer Arbeiterwille:

„Kann bei uns in Oeſterreich jemand den Gedanken an eine
längere Kriegsdauer auch nur faſſen? Wie man ein Wort
gegen den Schwertfriedenswillen reichsdeutſcher Machthaber
fpricht, ſo fahren unſere Schwertfriedler gröhlend auf, es ſei das
ein Verrat an der Bundestreue zu Deutſchland. Bedingt die

zundestrene, ſich die Eroberungsziele des Verbiindeten auch
ann zu eigen zu machen, wenn man dabei zugrunde ginge?

utſche
Ein Bündnis hat ſoll man nicht zum Knechte herabſinken
ger Vorausſetzung daß aug) der Wille das Können und die
Bedürfniſſe der Bundesgenoſſen voll berückſichtigt werden. Wer
in Oeſterreich will eher der Kriegsziele der rtfriedler
Deutſchlands völlig und ausſichtslos verkommen? „Vorläufig“
iſt Oeſterreich noch ein ſelbſtändiger Staat mit eigenen Inter
eſſen ſeiner Bevölkerung. Würden wir eine aufrechte Staats
rertretung haben, ſo würde die deutſche leitung längſt um
ihre Kriegsziele energiſch befragt worden ſein. Denn Bünd
nis, möge es noch ſo viele reale Tatſachen hinter ſich haben,
iſt ein leeres Wort, wenn nicht firiert iſt, auf welchen Voraus-
ſetzungen auf beiden Seiten es beruht. Es kann unſeren byſte
riſchen deutſchen Nationaliſten genügen, der Allgemeinheit aber
ſige Kriegsziele und Bundestreue iſt durchaus nicht das-
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Es iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Stimmung der deutſchen
Regierung unbekannt iſt. Es muß ihr auch bekannt ſein, daß
die Tſchechen und Slawen in Oeſterreich Gegner der bisherigen
Orientierung der öſterreichiſchen Politik ſind und daß eine nicht
unbeträchtliche Partei in Ungarn einen ähnlichen Standpunkt
einnimmt. Trotzdem ſoll nach dem Prinzip, das Völker wie
Steine auf dem Schachbrett hin und her ſchiebt, ein neuer diplo
matiſcher Geheimvertrag geſchaffen werden, der den bisherigen
Zuſtand verewigen ſoll. Bei ſo wenig Achtung vor dem Selbſt
beſtimmungsrecht der eigenen Völker kann freilich die noch viel
geringere Achtung der mitteleuropäiſchen Regierungen vor dem
Selbſtbeſtimmungsrecht fremder Völker nicht wundernehmen.

Franzöſiſche Minderheitsſozialiſten gegen die
Bolſchewikihetze.

Jn Le Populaire de Paris, dem Organ der das Zentrum der
ſam öſiſchen Sozialdemokratie bildenden Gruppe Longuet ſetzt
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einander, die die Bolſchewiki verurteilen und Kerenſki zu
jubeln und die für eine Ententeintervention in Rußland
ſchwärmen. Froſſard ſchreibt:
„Es iſt kein Zweifel, daß ſelbſt nur vom Geſichtspunkt der
Entente aus eine Jntervention der Alliierten in die inneren
Angelegenheiten Rußlands ſich gegen uns ſof zurückkehren
könnte; aber unſere braven Mehrheitler laſſen ſich durch dieſe
Gefahr nicht einen Augenblick aufhalten. Sie verdammen
rundweg die Bolſchewiki und ſind geneigt, ihre Unterſtützung
allen denen zu leihen, die im Dunkeln die Erdroſſelung der
ruſſiſchen Revolution vorbereiten blinden Regierenden, ein
geſchüchterten Bourgeois, diskreditierten ruſſiſchen Politikern,
die ſich vor Ehrgeiz blähen. Ueber das, was in dem ungeheurenſlawiſchen Lande vor ſich geht, wollen ſie nur die e
der großen Preſſe hören, die tendenziöſen und perfiden Expoſés
von ausgehaltenen Emiſſaren und Comuniqués, die nach dem
hohen Tarif der Bande Jswolſki bezahlt werden. Jn dem
Wirbel des Haſſes, der aus allen Ländern gegen die rauhen
Handwerker des neuen Rußlands anſteigt, die inmitten des
mächtigen Blutvergießens des Krieges mit einem mal die poli
tiſche und die ökonomiſche Knechtſchaft zu zerbrechen ſuchen,
ſehen unſere Genoſſen von der Mehrheit nur eine Gelegenheit
zur Polemik gegen den von allen Anhängſeln befreiten Sogzia-
lismus, der ſeiner hiſtoriſchen Miſſion getreu geblieben iſt
Im übrigen, mag man es nun wollen oder nicht, oder welches
Urteil man auch immer über Lenin und Trotzki haben mag,
der Maximalismus iſt eine Macht. i Beweiſe die
Konſtatierung, daß er ſich ſeit acht Monaten im Beſitze
Macht behauptet.
laſſe freiwillig den Geſichtspunkt des Sozialismus beiſeite, aus
dem ſich die Mannſchaft Varennes ſo wenig zu machen ſcheint

iſt es geſchickt, ſich dieſe Macht entfremden, wo es doch ohne
Zweifel möglich ſein würde, bei ihrer Organiſierung zu helfen?
Und was befugt uns im übrigen Lob und Tadel zu verteilen?
Die Aktion der Bolſchewiki ſchien gewiſſen Sozialiſten miß-
gekan? Sei es! Mögen ſie an die Jnternationale appellieren.
Sie wird zwiſchen uns richten.“

Das iſt eine ſehr deutliche er
Schwärmer in der franzöſiſchen S
nächſte Tagung der Nationalräte der Partei, die am 28. Juli
ſtattfinden ſoll, dazu benutzen wollen, um durch dieſe offizielle
Vertretung der franzöſiſchen Partei eine Verdammung der
Bolſchewiki und eine Zuſtimmungskundgebung für eine Jnter-
vention der Alliierten in Rußland beſchließen zu laſſen.

Verſklavung der finniſchen Revolutionäre?
Die regaktionäre finniſche Regierung, die fürchterlich gegen

die Revolutionäre gewütet hat, die in ihre Hand gefallen ſind,
hat eine ganz beſondere Art des Strafvollzuges an den Revo-
lutionären ausgedacht. Sie will ſie verbannen und zur ngs
arbeit in der Verbannung anhalten, und zwar ſoll dieſer Straf-

roſſard mit den franzöſiſchen Mehrheitsſozialiſten aus

Jſt es klug im Intereſſe der Entente ich

an jene Kerenſki
ozialdemokratie, die die

vollzug vor ſich gehen in den Kaliber ken Du landsDie füuniſche See hat dem L eine ge
macht, nach der ihr Vollmacht gegeben werden ſoll, die ge
fangenen ldaten des Revolutionsheeres außer Landesda zuſchicken und ſie im Ausland Zwan beit verrichten zu laſſen.
Der Altfinne Kairomo erklärte daß man
dieſe Arbeiter in i u ſchicken, um dafürKali von Deutſchland einzuhandeln. Es lt ſich alſo um
nicht mehr und nicht weniger als um einen del mit Men
ſchen. Ob dieſer Vorſchlag der finniſchen Regierung inzwiſchen
im Landtag enommen oder elehnt worden iſt, entziehtſich unſerer Kenntnis. Aber die bloße Tatſache daß ein e
Vorſch gemacht wurde, kennzeichnet den Geiſt der finniſchen
regktionären Regierung.

Der Widerſtand gegen das Spionaggegeſetz.
Madrid 10. Juli. (Havas.) Die MinderheitsParteien,ReformAnhänger, chubiege- und Sozialiſten veröffent-

lichen eine Note, in der ſie ſagen: 1. Die
Haltung der Mi t in der Sitzung vom 6. Juli wurde be
ſtimmt durch die Fache daß das Spionage-Abweh
ge ſez, einen Verſtoß darſtellt gegen die konſtitutionellen
Grundſätze und die organiſchen Geſetze, da es darauf abzielt,
die Regierungsmehrheit zu mißbrauchen, um die Oppoſition i
erſticken und alle Debatten fruchtlos zu machen. 2. Die Abge
grdneten der Minderhert ſind entſchloſſen, nicht mehr in der
Kammer zu tagen, weil die Regierung entſchloſſen ſcheint, die
Oppoſition zu vernachläſſigen, und nur die ihr ergebenen ſen
toren zu benutzen und ſo die Wirkſamkeit des parla-
mentariſchen Regimes zu zerſtören. 3. Sie ſchicken
ſich an, außerhalb der Kammer, alle Akte der Regierung zu
kontrollieren und zu kritiſteren mit allen geeigneten Mitteln,
hauptſächlich durch Aufrechter haltung des Wider-
ſtandes im Volke gegenüber den von der Regierung ange
wandten Mitteln, um das erwähnte Geſetz zur Bekämpfung des
Spionenweſens durchzubringen

Ein Welt Gewerkſchaftsbund gegen die Mittelmächte

Amſterdam, 10. Juli. (W. T. B.) Wie Algemeen Han-
delsblad aus London vom 10. Juli erfährt, beſteht der Plan,
einen rieſigen r r r nach dem Kriege zu begrün-
den, der, wie man e ein internationales Bureau einrichten
wird, dem Vertreter der Arbeiterſchaft aus England, Amerika,
den Kolonien, ſowie den Ländern der Alliierten und Neutralen
angehören werden. Die Anzahl der Mitglieder dieſes Verban-
des würde ungefähr 9 Millionen betragen. In einer vorbereitenden Verſammlung, die geſtern im nterhauſe abgehalten
wurde, beſchloſſen die Delegierten des engliſchen Gewerkſchafts
kongreſſes, die 25 Veillionen Mitglieder vertreten, ſo ſchnell
wie möglich eine internationale Konferenz von
Gewerkſchaftsvertretern aus den alliierten und neu
tralen Ländern, den Vereinigten Staaten und den Dominions
einzuberufen, um die Frage der Formulierung einer Gewerk-
ſchaftspolitik für die Zeit während des und nach dem
Kriege zu beſprechen. Die Konferenz würde
Möglichkeit der Ernennung von „Arbeitergeſandten“ aus den

bedeutendſten Ländern beſprechen, die als Agenten und Korre-
pondenten der Gewerkſchaftsbewegung den Nachrichtendienſt
iber alles, was die Bewegung angeht, verrichten müßten. Dieſer

eine Folge der Verhandlungen, die während derVorſchl iftAnweſendei der r anienen Arbeiterdelegierten in Eng
land. gepflogen wurden. Eine Unterkommiſſton iſt ernannt
worden, um einen endgültigen Plan auszuarbeiten.
wird eine andere Konferenz abgehalten werden.

Kleine politiſche Nachrichten.

Forwerſt nungen für das Parlament. Wien, den 10. Juli.
(W. T. B.) Bei der heutigen t r die inAnweſenheit des Miniſterpräſidenten Seidler ſtattfand, einigten
ſich die en des Arbeits Programms derSommerſeſſion dahtn, in Verbindung mit einer Reihe dring-
licher Anfragen zunächſt die erſte Leſung des Budgetprovi
ſor i um s vorzunehmen, aus welcher der Antrag der Tſchechen
und Südſlawen auf Erhebung der Anklage gegen einige Mit
glieder der Regierung wegen J der Kreisverordnung
der Beratung entzogen werden ſoll. Bezüglich des weiteren
Programmes, insbeſondere der Zeitpunkte der Verhandlung
der dringlichen Anfragen bezüglich der militäriſchen Fragen,
v die am 15. Juli ſtattfindende Obmännerkonferenz ſchlüſſig
werden.

Der ruſſiſch-bulgariſche Friedensvertrag ratifiziert. Ber
1lin, 10. Juli. Zwiſchen dem ruſſiſchen Geſandten und dem
bulgariſchen Geſchäftsträger hat geſtern der Austauſch der
Ratifikationsurkunden des Breſt-Litowſker Friedensvertrages
ſtattgefunden.

Fortgang der
Deutſcher Reichstag.

188. Sitzung, Mittwoch, den 10. Juli, nachm. 3 Uhr.
Am Bundesratstiſche: Graf Roedern.
Die Fortſetzung der Steuerdebatte beginnt beim Geſetz

entwurf zur
Aenderung des Reichsſtempel-Geſetzes.

J. 5 ſetzt den Stempel bei Errichtung von Geſellſchaften auf
5 Prozent feſt.

Abg. Bernſtein (Anabh. Soz.):
Der Herr Kollege Dove hat an meiner Bemerkung Anſtoß

genommen, daß wir als die Partei der Arbeiter uns nicht dazu
berufen fühlen, Vorſchläge zu machen, die das Kapital ſchützen,
ſondern daß wir meinten, dies ſei in erſter Linie die Sache
der bürgerlichen Parteien. Jch wollte dazu bemerken, daß wir
als Vertreter der Arbeiter unſere Aufgabe niemals ſo auf-
gefaßt haben, daß wir uns nur um Geſetze kümmern, die
direkt die Arbeiter angehen, ſondern daß wir bei den Geſetzen,
die die Arbeiter nicht direkt betreffen, ſondern allgemeinwirt-
ſchaftlicher Natur waren, ſelbſtverſtändlich ſtets zugleich diemittelbare Wirkung auf das ganze Wirtſchaftsleben in Be
tracht gezogen haben. Es iſt aber ſchließlich ſo: eines ſchickt
ſich nicht für allel Eine Partei der Arbeiter hat die Vorſchläge,
auf die ich hinweiſe, nicht zu machen. Das kommt in erſter
Linie den Parteien zu, die, wie ſehr ſie ſich auch für die Ver-
treter allgemeiner Intereſſen halten mögen, ihrer ganzen
Klaſſenlage und ihren Klaſſenverbindungen nach den Kapi-
taliſten näherſtehen wie wir. (Sehr wahrl b. d. U. Soz.)

Was nun die Erhöhung der Börſenumſatzſteuer, der Steuer
auf das Kundengeſchäft in Jnduſtriegktien betrifft denn um
dieſes letztere handelt es ſich ja ſo muß ich ſagen, daß keiner
der Gründe, die dafür angeführt worden ſind, nach meiner
Auffaſſung vor einer genaueren Prüfung Stand hält. Sie
widerſprechen ſich und brechen bei näherer Prüfun J
Es wird allgemein auf die wilde Spekulation an der Börſe in
den letzten Monaten hingewieſen. Man führt ſie als Beweis
dafür an, daß hier eine Hemmung notwendig ſei. Die Speku-
lation der Kriegsgewinnler! ja, meine Herren, wenn Sie
ein Geſetz gegen die Spekulation der Kriegsgewinnler r
könnten, das das ganze übrige Geſchäft freiläßt, dann ließe ſich
darüber reden. (Sehr richtig! b. d. U. Soz.) Was Sie aber
tun wollen, iſt, daß Sie unter Berufung auf die Kriegsgewinn
ler, die doch eine Minderheit der Geſchäftswelt ſind und die
zum großen Teil ich möchte ſagen Eindringlinge an der
Börſe ſind, ein Geſetz ſchaffen wollen, durch das

Steuermache.
das ganze Geſchäftsleben betroffen

wird. Gegen eine ſolche rSozialdemokraten uns zu jeder Zeit gewandt und wenden uns
auch jetzt dagegen. Denn für die wilde Spekulation iſt ja die
Steuer zu gering. Selbſt wenn man, wie das der Herr Kollege
Keil getan hat, einen Artikel aus dem Plutus verlieſt, einer
Quelle, die in dieſem Augenblick vielleicht nicht die zuverläſſigſte
iſt, ſondern ſehr ſtark von der Tendenz beeinflußt iſt, und wenn
man dieſe Dinge, die dort erzählt werden, für bare Münze
nimmt, dann muß man ſich doch fragen: wäre denn da die
Steuer von 5 vom Tauſend hoch genug, um die Spekulation zu
hemmen? Wo es ſich um Sprünge von 5, 10 und 15 Proz.
es wurde ſogar geſagt von 50 Proz. handelt, wird die Steuer
nicht hemmen. Die Steuer hemmt das Geſchäft oder droht es
zu hemmen in den Artikeln, bei denen keine ſolche Sprünge-
ſtattfinden, und läßt die Geſichtspunkte, die eben hinſichtlich der
wilden Spekulation geltend gemacht worden ſind, unberüd
ſichtigt. Nun ſcheint aber doch von dieſen Mitteilungen vieles
ſehr übertrieben zu ſein. Die Rieſenſpekulation ſcheint ſich
wie das übrigens auch ſonſt der r geweſen iſt, auf eine An
zahl von Papieren zu beſchränken, die aus dem einen oder
anderen Grunde bei dem ſpekulationswütigen Publikum, da
es eben gibt, zeitweilig beſonders beliebt ſind, ſo za ſich alles
darauf ſtürzt. Jch habe im Ausſchuß einen Vergleich gebraucht
aus einer anderen Spekulationsſphäre, die mir ſelbſt ganz
fernliegt, die ich nicht näher kenne. Aber ich weiß, daß man
beim Pferderennen das Wort von dem Favoriten hat. Solche
Favoriten kennt auch die Börſenſpeknlation. Sie wirft ſich
ne auf gewiſſe Papiere, und dann finden dort die

haben wir

prunghaften Steigerungen ſtatt, eventuell natürlich auch wieder
ückgänge. Aber das ſind Ausnahmen, und auf Ausnahmen

baut man keine Geſetze auf. Geſetze macht man für
das allgemeine Geſchäftsleben, indem man fragt: wie wirken
ſie auf dieſes? Wenn man den Kriegsgewinnen und der wilden
Spekulation der Kriegsgewinnler wirklich ernſthaft zu Leibe
gehen will, muß man an ganz andrer Stelle anfaſſen, dann
muß man

dem Uebel an die Wurzel gehen
und den Urſachen der Kursſprünge, der hohen Krgſeigernnt,
nachforſchen. Welches aber iſt letzten Endes dieſe Urſache? t
ſind die hohen Profite auf dem WVarenmarkh
denn die Vörſe iſt nur die Sublimierung des Warenmarktel
Jn den Kurſen der Aktien prägt ſich der hohe Gewinn aus
und die Börſe ſublimiert ihn nur. Die Grundlage bilden die
bohen Preiſe und die hohen Gewinne, die im allgemeinen
der Jnduſtrie und auf dem Warenmarkt gemacht werden. r
her dat die Geſetzgebung, ſoweit ſie es vermag, mit allen Mi
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ein Spekulationspapier zu machen.

ßegen die Preistreiberei auf den Warenmarkt einzuſchrei
n. wenn man dem Uebel wirklich zu Leibe gehen und es

iſen will. (Sehr richtigl b. d. U. Soz.)
Wird denn aber bloß an der Fondsbörſe ſpekuliert, herrſcht
icht die wildeſte Preistreiberei und Spekulation überall im

Lande, nicht bloß bei den Wettrennen und dergleichen, nein im
ganzen Geſchäftsleben? Wohin wir ſehen, überall ſtoßen wir
euf dieſe Preistreiberei, W welches Geſchäft Sie gehen, was
immer Sie kaufen mögen, Nahrungsmittel, Hausgeräte, Werk-
zeuge, Arbeitsmaterial anderer Art, überall finden Sie Preis
ſteigerungen die gar nicht im Verhältnis ſtehen zum Fät-
ſtellungspreis, die weit darüber hinausgreifen, und das Reſul-
tat eines großen Teils dieſer Preisſteigerungen ſind eben die
hohen Gewinne der Aktiengeſellſchaften, die ſich in höheren
Dividenden ausprägen und eine gewiſſe Spekulation ver
anlaſſen, ſich auf dieſe Geſchäfte zu verlegen.

Es war aber niemals Grundſatz oder Methode oder Politik
der Sogialdemokratie, an Symptomen, an äußeren Erſchi-
nungen herumzukurieren, ſtatt an die Wurzel des Uebels zu
gehen. Aus dieſem Grunde hat die Sozialdemokratie in früheren
Jahren ſtets gegen dieſe einſeitige Geſetzgebung gegen die
Jörſe Stellung genommen, gegen die Agte die ſeinerzeit,
ſagen wir einmal, von Antiſemiten, kleinbürgerlichen Re
formern propagiert wurde, was wir als den Sozialismus des
dummen Kerls betrachten. Und wenn uns nun plöhlich wieder
etwas Derartige i wird, ſo könen wir uns dem ſelbſt-
verſtändlich nicht anſchließen. Geht man dem Uebel an der
Wurzel zu Leibe, dann hat man die Kuxsſprünge an der Börſe
wahrhaftig nicht zu fürchten, und wenn die Reichsregierung
hier an ne Wurzel vorgehen will, dann wird ſie uns an ihrer
Seite finden

Schließlich können wir uns auch darüber nicht hinwegſetzen,
auch wir So ialdemokraten nicht, daß wir einmal in der
türgerlichen Wirtſchaftsordnung leben, und
ſo wenig wir zu ihren Hütern er ſind, ſo wenig fühlen wir
uns berufen, an ihr herumzupfuſchen, ſtatt

an ihren Grundlagen zu ändern.
Zolange dieſe Wirtſchaftsordnung beſteht, braucht ſie den
Rarkt, und die Vörſe iſt doch ſchließlich auch nur ein Markt.
Alſo auf der einen Seite iſt das Argument, das man aus der
wilden Spekulation gezogen hat, abſolut binfällig, in keiner
Weiſe überzeugend. Nach meiner Beobachtung haben übrigens
Geſichtspunkte nicht ökonomiſcher Natur viele veranlaßt, in
dieſer Frage jetzt einen anderen Standpunkt einzunehmen als
früher, wie das ja auch in der Kommiſſion zwiſchen der erſten
und zweiten Leſung zu beobachten war. Einen großen Eindruck
haben Darlegungen gemacht, wonach die Erhöhung der Steuer
die Wirkung haben werde, den Geldmarkt für andere Papiere

Stcatspapiere, Reichsanleihen uſw. zu erleichtern. Auch
das iſt eine außerordentlich zweifelhafte Folgerung oder An
nahme, für die nach meiner Auffaſſung gar kein Argument vor
liegt, gegen die eher alle Tatſachen und Beobachtungen ſp echen.
Die Jnveſtierer, die Käufer von Jnduſtriepapieren, werden ſich
vielleicht zurückhalten, zugleich aber auch die Verkäufer. Das
ſogenannte

ſolide Geſchäft wird ſchließlich ſtark unterbunden
werden und die Spekulanten werden ſich von ihrem Treiben
nicht abhalten laſſen. Wenn man glaubt. daß die völlige Frei-
gabe der Kriegsanleihe von der Steuer die Dinge zu beſſern,
ſo wird man höchſtens dazu kommen, aus der Kriegsanleihe

Widerſpruch b. d. N.rtl
Sie ſagen: nein, Herr Kollege. Die Möglichkeit iſt nicht aus
geſchloſſen. Jm Augenblick mögen Sie recht haben, weil be
ſtimmte Kräfte darauf hinwirken, eine Spekulation nicht ſtatt-
ſinden zu laſſen; aber wir wiſſen aus Gründen, die zu üver-
ehen nicht etwa meinetwegen eine Notwendigkeit, ſondern ausſichten anderer Art erfolgt, wieviel es koſtet, zu verhindern

daß die Kriegsanleihen ein Spekulationspapier werden; aber
eines Tages wird es doch eintreten, wenn die Frage dieſer
Steuer nicht mehr mitſpricht und die Opfer nicht mehr aufge-
wandt werden. Jch glaube nicht, daß ein großes Jntereſſe dann
gerade auf Jhrer Seite vorliegen wird, aus der Kriegsanleihe
kein Spekulationspapier zu mirchen. Kucxz, auch hier haben wir
v Argument, das nicht zutrifft. Jm allgemeinen wird das
große Geſchäft in Werten nicht durch die Börſe allein gemacht,
ſondern durch die große Anzahl der Beſitzenden, der Kapita-
liſen, die Geld haben, von denen aber gerade die kleineren bei
den heutigen ungeheuren Teuerungsverhältniſſen in hohe
Zinſen tragenden Papieren anlegen wollen. Dieſe werden viel-
leicht mehr getroffen als die Börſe. Wenn man das aber durch
hohe Steuern eindämnmen will, ſo wollen viele bloß die Wir-
kung erzielen, daß um ſo mehr Kriegsanleihen gehandelt wer-
den. Das mag für Sie einen Wert haben; für uns, die wir
darauf hinwirken,

dieſem Kriege endlich einmal ein Ende zu machen,
für uns, die wir alle Faktoren bekämpfen, die mit dahin wirken
können, den Krieg zu verlängern, für uns hat dies Argument
abſolut keinen Reiz. (Sehr gut! b. d. U. Soz.)

Wie ich Jhnen dargelegt habe, wird das Geſetz nach unſerer
Ueberzeugung keine guten Wirkungen haben as Geſetz wird
die Spekulation nicht einſchränken, es wird die wilde Spekul
tion der Kriegsgewinnler, die r r auf dem Waren
markte verſtärken, ebenſo den Aufkauf von Waren, um ſie dem
Markte fernzuhalten. Jn keiner Weiſe wird das Geſetz dies
Uebel verbeſſern, von dem die Preisſteigerungen der Vörſe nur
der Auswuchs, nur die Folge und nicht die Urſache ſind. Nihts
wird das Geſetz verbeſſern, es wird nur das Geſchäft verteuern,

nd zwar lediglich um einer Fiktion, einer Einbildung wi len.
5 bietet unſere Partei nicht die Hand. (Bravo! b. d. U.
Sbe.

1 wird angenommen.
„Den Umſatzſtempel bei Vörſengeſchäften hat der Ausſchuß auf

vom 1000 feſtgeſetzt, für die Kriegsdauer auf 5 vom 1000. Ein
Kompromiß Antrag will ihn auf 3 vom 1000 Wehen und den
Bundesrat ermächtigen, ihn auf 4 vom 1000 zu erhöhen und auf
2 vom 1000 zu ermäßigen.

Abg. Keil (S.): Dem Kompromißantrag ſtimmen wir zu. Wir
verkennen die volks wirtſchaftliche Bedeutung der Börſe keineswegs,
aber ſolange die Beſitzſteuerquellen nicht erſchöpft ſind, kann man
uns als Vertreter der breiten Volksmaſſen nicht zumuten, die

ntereſſen der Börſenkreiſe ſchützen zu helfen. Es handelt ſich da
um Schichten, die die Not des Krieges noch nicht am eigenen
Leibe ſpüren, dafür aber begeiſterte Anhänger überſpannter Kriegs
ziele ſind. (Sehr wahr! b. d. S.) Das Treiben an der Börſe
zeigt, daß die Kriegsgewinnſteuer noch lange nicht ſcharf genug
wirkt. Wir glauben zwar nicht, daß durch eine Steuer die Speku-
lationswut eingedämmt werden kann; wenn es aber die Kriegs
gewinnler nach dieſem Börſengeſchäften gelüſtet, ſo liegt kein
Grund vor, ſie nicht ſcharf zu beſteuern.
Nach weiteren Bemerkungen der Abgg. Pfleger (Ztr.), Dove
pt.), Zimmermann (natl.), Brockhauſen (konſ.), Warmuth (D.F.),

ernſtein (U. S.), Rießer (natl.) wird der Kompromißantrag an
genommen.
Abg. Keil (Soz.) befürwortet bei der Dividendenſteuer und

er Tantiemenſtener für Aufſichtsräte eine ſtärkere Staffelung
und höhere Sätze.

Staatsſekretär Graf Rödern bittet, es bei den von der Kom
miſſion beſchloſſenen Sätzen zu belaſſen.

Abg. Bernſtein (Anabh. Soz.)
Die Kollegen Keil und v. Trampezynſki haben hier hinſichtlich

der Häufung von Aufſichtsratsſtellen Ausführungen gemacht,
deren Richtigkeit ſich wohl niemand ren kann. Un-
beſtreitbar trifft die Behauptung zu, daß das Aufſichtsratsweſen
i vielfach zu einem Unfug entwickelt hat, und wenn man
eſem Unfug irgendwie ſteuern kann, ſoll man es auch tun.
ie weit das durch eine Steuer zu erreichen iſt, das iſt freilich

ine andere Frage. Wir haben unſererſeits nichts gegen eine
tärkere Heranziehung der Auſſichtsräte zu den Steuern. Aber
nihrer jetzigen Form iſt die Tantiemenſteuer, was ſie ja wirk

nicht leugnen, daß nämlich die wehen Aufſichtsrat

lich iſt der e ſelbſt tut nichts zur Sache widerſpruchs
voll und em ungerecht, und zwar dadurch, daß ſie zwar
auf die Auſſichtsräte zielt, aber den Geſellſchaften auferlegt
wird. Als das rig Geſetz über dieſen Gegenſtand geſchaf
wurde, hat ein Fachmann erſten Ranges in Steuerfragen, der
Geheime Oberregierungsrat Fuiſting, Senatspräſident am
Oberverwaltungsgericht, über dieſe Steuer geſchrieben: „Die
ſogenannte Tantiemeſteuer iſt ein trauriges Beiſpiel für
die auf ſteuerlichem Gebiet herrſchende Verwirrung, für
das Abhandenkommen jeder Empfindung von der Notwendig-
keit ſyſtematiſcher Ausgeſtaltung.“ Das iſt in der Tat richtig.
Eine Steuer, die wahllos zugreift und das war ja bei der
Stengelſchen Steuervorlage von 1906 ebenſo der wie auch
heute zum großen Teil nach dem Grundſatz, wo wir etwas

nden, nehmen wir es, gleichgültig welches die wirtſchaftliche
irkung iſt. auch ohne Rückſicht auf die Form, wenn wir es

nur bequem habe können eine ſolche Steuergeſetzgebung
kann zu dem größten Unfug, zu den Widerſprüchen
führen und durchaus irrationell ſein. ie die Beſtimmungen
heute lauten, iſt eine rationelle Abſtufung der Steuer gar nicht
möglich. Kollege Keil hat unter Bezugnahme auf den Antrag
Albrecht und Genoſſen geſagt, er freue ſich, daß der Antrag
et die geringeren Einkommen mit heranziehe, was durch ein

itglied unſerer Fraktion, nämlich meiner Wenigkeit, im Aus
ſchuß verhindert worden ſei. Dabei begeht er den Rechenfehler,
daß er vergißt, daß es ſich bei dem Antrage im Ausſchuß um
eine Geſamtſumme von 5000 Mk. für alle Aufſichtsräte einer
Geſellſchaft handelte, ſo daß alſo, wenn 4, 5 oder 6 Aufſichts
räte vorhanden ſind, der einzelne ſchon bei einem Einkommen
von 1000 Mk. mit 20 Prozent getroffen würde. Daß das un
gerecht iſt, hat ſogar der Kollege v. Trampezynſtki, der ſonſt
Jhren (zu den Soz.) Antrag iſt, zutreffend hervorgehoben. (Zu-
ruf v. d. Soz.)

Aber wenn man den Umſtand treffen will. um den es ſich im
Ernſt handelt, nämlich, daß die r v für eine
ganze Reihe von Perſonen im Großhandel und in der Groß-
induſtrie zu Sinekuren geworden ſind, Sinekuren, die

zu allem möglichen Mißbrauch führen,
ſo daß einem Aufſichtsrat in der Tat nicht die Arbeit, nicht die
Verantwortung, ſondern nur ſein Einfluß und
ziehungen bezahlt werden es kommt vor, daß eine Einzel-
perſon Aufſichtsratsſtellen bei 20, 30, 40, 50, in einem Falle
ſogar bis zu 65 Geſellſchaften haben, weil ſie entweder durch
die Macht, die ſie auf ihre Umgebung ausüben, hineingewählt
werden, auf ihre Koterie, auf die Aktionäre. auf die General-
verſammlung, wo ja die einzelnen Aktionäre immer über-
ſtimmt werden, oder durch die Beziehungen, die ſie haben, ein
Grund, der für die einzelnen Geſellſchaften vorteilhaft, aber
für die Allgemeinheit unter Umſtänden gerade das Gegenteil
ſein kann. Wenn man dieſen Umſtand treffen will, wenn man
dem vorbeugen will, dann kann das nicht dadurch geſchehen,
daß man die Summen beſteuert, welche die Geſellſchaften für
dieſen Zweck ausſetzen, ſondern nur,

wenn man dieſe Bezüge ſelbſt beſteuert.
Jch gehöre ja nicht zu den Optimiſten, die da glauben, durch

Steuern eine volks wirtſchaftliche Bildung aus der Welt ſchaffen
zu können, im Gegenteil, auch in dieſem Punkte müßte man
dem Uebel an der Wurzel zu Leibe gehen und nicht an den Ein-
kommen, den Bezügen herumkurieren. Aber eines kann man

t hälter, dieEinkommen in der großen Mehrheit der Fälle nicht auf
rbeit, nicht auf Verantwortung beruhen, ſondern auf Macht-

beziehungen, auf Einfluß uſw., die den Betreffenden in dieſe
Poſition verſetzen und daher nach allgemeiner Auffaſſung keine
Berechtigung haben. Deshalb hat meine Fraktion den Antrag
eingebracht, die Steuer, was von Anfang an notwendig g
weſen wäre, von den Perſonen und nicht von den Geſell
ſchaften zu erheben.

Die beiden Argumente, die man dagegen einwendet. ſind
meiner Anſicht nach nicht ſolcher Natur, daß ſie jemand von der
Annahme abhalten könnten. Daß der Herr Schatzſekretär
einen r n gemacht hat, hat ihm ſchon Herr Kollege
v. Trampezinſki vorgehalten. Das Aufſichtsratsmitglied einer
großen Geſellſchaft lebt ja nicht bloß von der Tantieme Bei
dem iſt die Tantieme Nebeneinkommen, und daher kann er die

hohe Steuer von der Tantieme um ſo eher zahlen. Wenn mrn
der Sache nachgeht, ſo wird man finden, daß ſolche Aufſichts-
ratsmitglieder ſtets noch ganz andere Einkommen haben, und
deshalb kann man anch die Tantiemenſteuer nicht, wie der
Herr Schatzſekretär, als Einkommen bezeichnen. Denn Sie be-
n damit nicht das Einkommen der betreffenden Perſon,
ondern nur eine beſtimmte Einnahme wir haben in der

Geſetzgebung verſchiedene Beſtimemungen, die auf das gleiche
hinauslaufen und den Grundſatz, daß man beſtimmte Ein-
nahmen aus beſtimmten Quellen nicht höher als die allgemeine
Einnahme beſtenern ſoll, können wir nicht anerkennen. Jm
Gegenteil, wir werden vielleicht bei der Ausarbeitung des
Shyſtems der direkten Steuern dahin kommen, die Steuern n rch
der Quelle zu erheben, auf die Quellen und auf die Art des
Einkommens zurückzugreifen und danach zu differenzieren.
Dazu wird es bei der Weiterentwicklung der Steuern unbedingt
kommen müſſen. Die Natur der Steuer iſt alſo kein Grund,
daß wir hier nicht höher greifen können. Ebenſogut wie 20 Pro
zent des Einkommens aus Tantiemen als Steuer erhoben
werden, ebenſogut können 25 und 30 Prozent erhoben werden.
Dieſes Argument trifft alſo nicht zu. ſondern

trifft voſlſtändig daneben.
Die andere Frage wäre die Frage der Schwierigkeit der Er

hebung der Steuer. Aber dieſe Schwierigkeit kann vollſtändi
behoben werden durch den Zuſatz zu unſerem Antrage, daf
diejenigen Perſonen, die Aufſichtsratspoſten annehmen, ein be-
ſonderes Buch über die Einnahmen zu führen haben, und daß
dieſes Buch über die Vezüge alljährlich der Steuerbehörde zur
Abſtempelung, d. h. zur Bezahlung der Steuer vorgelegt wer
den muß. Das iſt ſehr wohl möglich. Wir werden ja ohnehin
bei der jehigen Geſetzgebung dazu kommen müſſen, daß jeder
Deutſche verpflichtet wird, Buch zu führen. Außerdem aber
iſt zu bedenken, daß es ſich bei Auflichteratemitgliedern um Per
ſonen handelt, die aus Handel und Induſtrie ſtammen, die
jaufmänniſch vorgebildet ſind, für die die Anlegung von
Buchern keine Lajt bedeutet, die dieſer Verpflichtung leicht

enügen können. Alſo auch dieſe Beſtimmung iſt ſehr wohl durch-
ührbar und für die Freunde einer durchgreifenden Aufſicht s-
teuer durchaus akzeptabel.

Und noch ein Vorteil iſt zu erwähnen: Wir erhalten ein
Mittel, feſtzuſtellen wieviel an Tantiemen im allgeineinen von
den einzelnen Aufſichtsratsmitgliedern bezogen wird. Heute
iſt man darüber ganz im Unklaren, und ſo laufen die größten
Uebertreibungen um. Wir wiſſen nicht, wieviel Einzelperſonen
eine größere Summe, wieviel eine geringere Summe aus den
Tantiemenbezügen haben. Wir kennen das alles nicht. Wird
aber den Leuten die Verpflichtung auferlegt, Buch über dieſe
Ernnahme zu führen, dann können wir mit Leichtiglteit feſt-
ſtellen, welche Summen die Jndividuen aus den Tantiem
bezugen haben

Das iſt ein Geſichtspunkt, der jeden Wirtſchaftspolitiker ver-
anlaſſen ſollte, unſerem Aatrage zuzuſtimmen, da er fernerhin
noch die Moglichkeit bietet einmal die kleinen Bezuge freizu-
laſſen. Es iſt ſchon von einer Seite ganz richtig geſagt worden,
daß je höher die Einnahmen ſind, deſto geringer im Verhilinis
die Arbeit, und man kann auch umgekehrt ſagen Fe geringer die
Einnahmen ſind, um ſo höher oft Arbeit und Verantwortung
Bei den kleinen Geſellſchaften, die Aufſtchtsräte haben, haben
die Aufſicötsräte doch meiſtens wichtige Funkticnen, und Nr
bedeutet die Bezahlung eine gerechtfertigte Entſchädigung. Wenn
bei einer kleinen Bank oder Genoſſenſchaft ein Aufſichtsrirt jrhr-
lich 590 bis 700 Markt und Heute bis 1090 Mark bezieht, dirnn
kann man wahrſcheinlich ſagen, daß darin Entgelt für wirklihe
Arbeit, wirkliche Verantwortung ſtest. Da ſoll man von eiver
Einnahme bis zu 1000 Mark jährlich die Steuer nicht erheben;
hicr würde es falſch ſein. Stei t die Einnahme von Aufſihts-

ſeine Be

ratsbezügen, dann ſoll man den Steuerſatz ſtaffeln und e
ermöglichen, wie es durch unſeren Antrag geſchreht,

die großen Einnahmen ſcharf zu erfaſſen.
Ob Aufſichtsratsmitglieder über 309 000 Mark beziehen, das

weiß ich nicht. Wenn man einen Antrig itellen will, die Skala
noch höher zu ſetzen, als unſer Antrag, ſo habe ich grundſätz
lich nichts dagegen. Jrgenwo muß es aber eine Grenze geben.
Bloß als Dekoration die Steuer hochzuſetzen, wo ſie nicht in
Anwendung kommt, das ſollten wir unterlaſſen. Jch glaube,
daß unſer rer in dieſer Beziehung rationell iſt. Er bietet
finanziell groß Vorteile und dazu die Möglichkeit, alle die Un
gerech.igkeiten uad den Widerſinn, der in der jetzigen Form der
Steuer liegt, aus der Welt zu ſchaffen Ich bitte Sie alſo,
unſerem Antrage zuzuſtimmen. (Bravol b. d. U. Soz.)

Der Antrag wird abgelehnt.
Abg. David (Soz.) begründet einen Antrag, das Einkommen

aus Fideikommiſſen ebenfalls mit 10 Proz. zu beſteuern. Für
die beſondere Schonung des landwirtſchaftlichen Einkommens liegt
kein Grund vor. An den Fideikommiſſen vorbeizugehen, ſei umweniger gerechtfertigt, als die Fideikommißbeſitzer Pannt und ſonders

Kriegsgewinnler ſeien.
Abg. Waldſtein (Vpt.) erklärt ſich ebenfalls für den Antrag.
Abg. Pfleger (Ztr.) erklärt ſich gegen den Antrag.
Auf Antrag des Abg. Keil (Soz.) findet über den Antrag eine

namentliche Abſtimmung ſtatt.
Der Antrag wird mit 154 gegen 133 Stimmen bei 2 Stimmen-

enthaltungen abgelehnt.
Artikel 8 beſtimmt den Stempel für die Zinſen bei Geldum

von Kredit-Unternehmungen. Der Ausſchuß hat ihn auf
ie Hälfte ermäßigt bei eingetragenen Erwerbs- und Wirtſchafts

m und t g die Sparkaffin Antrag Antri oz.) will die Sparkaſſen gänzlich freilaſſen. Ein Antrag Warmuth (D. F) will auch die Erwerbs-
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften freilaſſen, die Svparkaſſen jedo
nicht für Geſchäfte, die dem eigentlichen Sparkaſſenverkehr frem
ind.
Abg. Keil (Soz.): Die Sparkaſſen dürfen nicht ebenſo be

handelt werden wie die Banken, das hat bereits der r
anerkannt. Aber auch mit der Heranziehung zur Hälfte wir
ihnen noch ein Sechſtel des Reinertrages weggenommen, den
Banken dagegen mit dem vollen Betrage nur des Rein
ertrages. Deswegen wollen wir die Sparkaſſen völlig freihaben.
Die Genoſſenſchaften haben wir in unſeren Antrag nicht auf
genommen, weil wir keine Mehrheit dafür zu finden glaubtenwir werden aber für den wer Warmuth ſtimmen, jedoch nicht
für den letzten Teil, der einen Unterſchied zwiſchen den einzelnen
Sparkaſſengeſchäften vorſieht.

Abg. Warmuth (D. F.) und Abg. v. Brockhauſen (Konſ.)
ſten den die Freilaſſung der Sparkaſſen ſowie der Genoſſen-

aften.
Staatsſekretär Graf Rödern: Es liegt kein Grund vor, die

Sparkaſſen uud Genoſſenſchaften anders zu behandeln wie die
Banken Will man das aber, ſo muß es mindeſtens beim Beſchluß
der Kommiſſion bleiben.

Abg. Bernſtein (Unabh. Soz.) erklärt ſich für die Anträge War-
muth und Antrick.
Der Antrag Warmuth wird in beiden Teilen durch Hammel
ſprung mit 162 gegen 117 reſp. mit 156 gegen 123 Stimmen an
genommen; damit iſt der Antrag Antrick erledigt.Der Reſt des Geſetzes wird angenommen.

Der Entwurf zur Aenderung des Wechſelſtempelgeſetzes iſt vom
Ausſchuß unverändert gelaſſen; er wird debattelos angenommen.

Den Entwurf über die Kriegsſteuer der Geſellſchaften hat der
Ausſchuß umgeändert in ein Geſetz über eine außerordentliche
re en gre für 1918, wobei auch für die ehe Krie abe
der Einzelperſonen beſondere Beſtimmungen getroffen ſind.

Abg. Bernſtein (Unabh. Soz.) begründet einen Antrag, das ge
ſamte Mehreinkommen als Kriegsgewinn im Jahre 1918 weg
zuſteuern.

Der Antrag wird abgelehnt.
Die Abgabe vom Mehreinkommen beträgt für die erſten 10 000

Mark 5 Prozent und ſteigt für über 100 000 M. bis auf 50 Proz.Abg Bernſtein (Unabh. Soz.) begründet einen Antrag, dieſe

Sätze zu erhöhen nnd ebenſo einen Antrag, die Kriegsabgabe vom
Vermögen, die für die erſten 200 000 M. vom 1000, für über
1 Million 5 vom 1000, beträgt, zu erhöhen.
et Antrag wird gegen die Stimmen der Unabh. S. und Soz,.

abgelehnt.
ie Kriegsabgabe der Geſellſchaften beträgt 60 Prozent. Ein

Antrag Albrecht (Unabh. Soz.) will dafür 80 Prozent ſetzen.
Abg. Keil (Soz.): Obwohl es angebracht wäre, die Geſell

ſchaften höher zu beſteuern, können wir dieſem Antrag nicht zu
ſtimmen, denn im vorigen Jahre beim Sicherungsgeſetz hat man
die Geſellſchaften nicht zu höheren Rücklagen verpflichtet. Der
69 Prozent überſteigende Gewinn iſt alſo bereits ausgeſchüttet.

Abg. Bernſtein Soziald.): Es handelt ſich um ſehr
kapitalskräftige Geſellſchaften, die trotz der Ausſchüttung dieſes
Gewinnes die Steuer recht gut zu zahlen vermögen.

Der Antrag Albrecht wird gegen die Stimmen der Unabh. Soz.
abgelehnt.

Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes werden nach den Be
ſchlüſſen der Kommiſſion angenommen.

Hierauf vertagt das Haus die Beratung der anderen Steuer
geſetze auf morgen 2 Uhr (Donnerstag).

Schluß 7 Uhr.

Allerlei.
Neue Methode zur Herſtellung von Alnminium. Berlin,

11. Juli. Aus San Franzisko laſſen ſich verſchiedene
Blätter melden, es verlaute dort, daß eine neue Methode zur
Herſtellung von Alnminium entdeckt wäre. Durch dieſe neue
Methode werde Aluminium ebenſo hart wie Stahl, wobei das
Gewicht nur ein Elfrel desjenigen des Stahles betrage. Dieſe
Erfindung ſei namentlich für die Herſtellung von Flugzeugen
von großer Wichtigkeit.

Neuer Leiter der Schuhverſorgung. Berlin, den 10. Juli.
(W. T. B.) Herr Vürgermeiſter Theodor Thurmann aus Zoppot
iſt vont Reichskanzler zum Mitglied des Vorſtandes der Reichs-
ſtelle für Schuhverſorgung ernannt worden.

Eiſenbahnkataſtrophe in Nordamerika. Naſhville, den
10. Juli. (Reuter.) Vei einem Zuſammenſtoß zwiſchen zwei
Perſonen zügen wurden hundert Perſonen getötet. Das Hoſpi-
tal iſt überfüllt. Mehr als 80 Perſonen wurden verwundet.
Jn einem Waggon wurden alle Reiſenden getötet. Die Ma-
ſchiniſten und Heizer beider Züge ſind tot. Die Urſachen des
Zuſammenſtoßes ſind unbekannt.

Jm notleidenden Oeſterreich.
Das Grazer Velksblatt brachte am 29.

Annonre:
Juni folgende

Für große Hoch zeit wird Herr-
ſchafisköchin auf ein Schloß bei
Marburg für einige Tage vom 5. bis 9. Juli
geſucht. Anträge an Frl. Wolfbauer, Graz,
Glacisſtraße 57, zu richten bis längſtens
3. Juli.

Für dieſe große Hochzeit, bei der das ſtändige Küchenperſonal
des Schloſſes alſo nicht allein imſtande iſt, all das zu kochen,
zu braten und zu backen, was einige wohlgeſtellte Durchh alter
Lertilgen wollen, muß es Sachen in Hülle und Fülle geben.
Wie iväre es, meint dazu die Wiener Arbeiterzeitung, wenn
ſich die Regierungstommiſſion als eingeladen fühlen würde und
in dieſem Schloſſe erſchiene? Eine Kriegsküche könnte ſicher
wochenlang von den Vorräten leben, die dort im Ueberfluß auf-
zufinden ſein würden.

X

Herantwortlicher Schriftleiter; Otto Kilian. Verantkwortli
Hermann Schade. Verlag: Volksblatt G. m. b. H. Druck H
ſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in

für Anzeigen
eſche Genoſſen
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7 SAe Prmenzte la
Thestor.Walhalia- Vur.

M Nur noch einige Tago! W

Xorton,
Läpp und Habel, a
Germanias. 8

S Die feldgrauen Sterne.
Tato und o Exeentrikoer.

1269

Der Roman einer Mädehen-
freun dechaft (4 Abteilungen)
Hauptrolle: Maria Vidal.

Vorführ.: 4.40 7.00 9.30.

Ficherdrama in 8 Akten.
Hauptrolle

Eunngar Kommoerfoldt.
Vorführ.: 10 7T.90 9.40.

m M Viego Larsen Herren e
5 m Familien-Vorstellung. in Jem e ouKorthumorvollon Lastepiel:

Der Cävjunge

Vorführ.: 10 6.90 8.80.

in dem Köetlichen Lactapiol:

Wenn der Vater mit

dem Sohne
Vorführ.: 10 6.530 6.60.

Buller nlist als Ehestifter
Komödie in 1 Akt. Reizendes ILustapiel in 2 Akt.

Ab Fraitag, den 12. Juli 1918:
Das Todesurtell Vergangenhelt
les Glückes rächt sich

Eine seltsame Geschichte Gro!ses Geseollsobafts- Drama
in 5 Abteilungen. in 5 Abteilungen.

Hauptrolle: Engen Törges. G Hauptrollo: Maria Widal.

Teztere Die neuesten Kriegsberichte.
Theatern

Beginn 4 Uhr

Das gesamte, angekürzte Programm.
be Aüitär and Kinder halbe Preise. M

Vorverkauf ab heute an folgenden Stellen:
Kasse d. Walhalla Theaters, Zigarrengeschäfte: Lindau Winter-
feld, Leipzigerstr. Spierling, Ecke Poetstr., Steinbrecher
Jasper, Marit, M. Schulz Gr. Steinstr. Vietzke, Geistetr.,
P. Grimm Bernburgerstr. P. Juhl. Ladw. Wuchererstrasse,

Dittmar, Glauchaerstrasse, Keil, Rannischestrasse.

Tageskagse 10 und 4--6.

Radrennhbahn (Olympia-Park).
Grosses Eröffnungsrennen

Sonntag, 14. Juli, nachmitt. 3 Uhr.
r Grosser Erönungspreis von Halle V

1249 Preise Mark 1200, 800, 500.Dauerrennen hinter Riesenmotoren, 10--15 25 km
Willi Techmer Berlin, Adam Bäumler Leipzig.Sieg. d. Gold. Rades Halle 1917. Baxerns Meistersehaftsfahrer
Schrittmacher: Janke- Berlin. Schrittm.: Hättenraueh-Leiprig.

Kugehkow- Berlin, Sieger grosser Rennen 1918.
Schrittmacher: Saager- Berlin.

6 grosse r Fliegerrennen I 25 Fahrer!
am Start: Brehmer-Hannover, Kogel-Hannover, Friedrieh-Han-
nover, Gabelmann-Hannover, Dahmen-Hannover, Wilde-Esesen,
Kand-Dortmuvd, Rädlitz-Berim, Karl Müller -Berlin, Petri-Berlin,
Rabe-Berſin, Kalmusechke-Berlin, Steinhoff-Berlin, Bethge-Berlin,
Savall-Berlin, Broblewski-Berlin, Opitz-Berlin, Erstling-Magde-

burg, Liebig- Halle. Lähnert-Leipeig, Göricke-Hahe usw.
Iuteressanter Sport! Grosse Kimpfe! Verwegene Fahrer:

faheeningel

Achtungl
Konzerthaus „Ohberpollinger“.

Eeke Gr. Uriohstr. Jügergasse I. Ecke Gr. Ulrichstr.

raauen Künstlier-Konzort.
Heute, r Donnerstag, d. II. 7., 2. Sonderabend,

O 0Walzer-Kvend 2:
Bayriseh- Bier. verbunden mit Riumenfest.

Es ladet ergebenst ein re Frau Elsa Beth.

l

(erban
fabrikarbeife,

x der

mrSe igene KonditoreiKaffee Knsusel

Taquich

Rannischesfr 7 Sonntag den 14. Juli 1918, nachmittags 3' Ahr,
im Gewerkſchaftshaus, Halle, Harz 42/44

General-Versammlung.
Tagesordnung:

1. Geſchäfts und Kaſſenbericht.
2. Ergänzungswahl zur Ortsverwaltung.
3. Verbandsangelegenheiten.

Da die Verſammlung Sonntags ſtattfindet, iſt jedem Mitglied
Gelegenheit gegeben, dieſelbe zu beſuchen. Tue deshalb jeder 87

1Pflicht.
Die Ortsverwaltnng.

„Ohne Zucker“

32 Rezepte zum EinmachenPfälzerschießgraven. n er von Frühten ohne Gntog
tigueh: Groges Fret-Ronzert z eiten waren Ae du.

e n en en a 3 n daher eiten Rezebte zum EinkochenNeues Operetten- Programm. Abademiſches Konzert, von Gemüſe.
Ergebenst ladet ein Karl Henkelmann. ausgeführt vom W Preis 25 Pfg. W

Stadttheater Orchester. Porto S Pfg.
Zu beziehen durch dieLeitung:

Kapetlmeister Karl Nöhren.

Bintrittepreise:
Erwachsene 85 Kinder 20
Dauerkarten haben Gültigkeit.

Amtliche Bekanntmachungen.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkäuf von Nudeln wie
folgt geregelt:
Der Verkauf beginnt am Freitag den 12. Juli 1918. Fürjede Perſon eines Haushaltes kann Sfund abgegeben werden.

Die Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Nudeln
einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren
in die neuen Kundenliſten eingetragen ſind, und die beim Verkäufer
vorhandenen billigeren und keueren Teigwaren im Verhältnis zur
Geſamtmenge ihres Einkaufs annehmen.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 204 des Waren
bezugſcheines VII zu erfolgen. Die Verkäufer ſind verpflichtet, die
Marken abzutrennen und zu Hunderten gebündelt, im StadtEr-
nährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß (Saal links) binnen
8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen.

Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach 8 17 der
Verordnung vom 25. September und 4. November 1915.

Kalle, Harz 42/44.

c

Der Verkauf von ſtädtiſchen Kirſchen

Zugelaſſen zum Einkauf ſind die Jnhaber der

die
6 Uhr.

Abgabe des Abſchnittes 206 des Warenbezugſcheines Nr. 17.
Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.

bereitzuhalten.

Halle, den 11. Juli 1918. Der Magiſtrat.

Vvolls Buchhandlung,

060060064
wird am Freitag den 13. Juli 1918 in der Talamtſchule fortgeſetzt.

Nummern der
Lebensmittelſcheine 69 001--71 000 vormittags von 8--12 Uhr und

nhaver der Nummern 67 001--69 000 nachmittags von 2 bis

Für jede Perſon eines Haushaltes kann ein Pfund zum Preiſe
von 70 Pfennigen abgegeben werden. Der Verkauf erfolgt nur gegen

Abgezähltes Geld iſt

8 VRr. in mener inetu deren
KFpollo- 1ea o e
Die tolle Komtess.

sagen zur Mama Dio gutetritt und Pianola. Uew.Vorverkauf auf s Tage voraus, täglich 9--1 und 1--7 Vrr.

Iwalla. Tneater. Sfnff-Thentet v
Gastsplel d. Stadttheater -Personals

Freitag, den 12. Juli 1918:Fata en Ken 1918,jene König für einen TagDie goldene Eva.
Luſtſpiel von önthan Wenn ich König wäreund Korell Cuſeß u ver n Bildern

von d an und Eröéſil,
Muſik von Abolphe Adam,

Ueberſetzt und für die deutſAlte, abgeſpielte, auch
zerbrochene

hrammophon Platten

Phonographen Walzen
u höchſten Preiſen

Bühne bearbeitet von Paul Woſſ

Sonnabend, den 13. Jult 1918.
Der ZTigeunerbaron.

Dier tag:
Sonder- Vorſtellung zum B
der Wohlfahrtskaſſen der

kauft
ohne Gegenkauf 1257

Gustav Uhlig, l See Sühne GroßeAUhren und n HeeresUntere Leipzigerstr. Das Dreimäderlhaug., lebte am
eeeooeocoeoeooeeeeoeseooeoe träftigen

I linde. eArbeitsmarkt Albertlungen d

nene
MarneBudemreiſter Anvien

für das ſtädtiſche Männer Freibad gosuoht., Schriftliche V ca geit

werbungen umgehend an den Magiſtrat, bier. w R
taniſchen
ſchuß in

Für kriegswichtige Arbeiten ſuche ich ſofort einen
mit Reparatur Arbeiten vollſtändig vertrauten

(W. 2Lokomotivführer wieabge

für auswärtige Bauſtelle. genAngebote mit Zeugnis Abſchriften und GehaltsAn- I eurt

ſprüchen erbittet 1229 Patrouiſchen G
ſchütze le

Compi
Herm. Knoeche! Nachf. Alfred Feurer,

Tiefban- und Eiſenbahnban-Unternehmung,

Halle, den 11. Juli 1918. Der Magiſtrat.
Verkauf von Mager- oder Buttermilch.

Am Freitag, den 12. Juli er., von nachmittags 2 Uhr ab, er
folgt der Verkauf von Mager oder Buttermilch auf den Abſchnitt 9
des Einkaufsſcheines über Molkereierzeugniſſe an die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 67 001 69000 bei dem
Molkereibeſitzer John, Gr. Goſenſtraße 17 und 71 001 73 000 bei
dem Milchhändler Ende, Delitzſcherſtraße 10.

liſten eingereicht haben werden aufgefordert,
12., Sonnabend, den 13. und

am

ab een
ekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 11. Juli 1918. Der Magiſtrat.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden
n Freitag, den

Montag, den 15. Juli 1918 bei den
von ihnen gewählten Großfirmen die in nächſter Woche zum Ver-
kauf gelangenden Kartoffelgraupen, Graupengrütze oder Graupen

Eine ſpätere Belieferung der auſgerufenen Nummern findet Grudebezugsſcheine.
von jetzt ab nicht mehr ſtatt. Die kg Einkauf nicht benutzten
Abſchnitte des Einkaufsſcheines über Molkereierzeugniſſe haben ihre
Gültigkeit verloren.

Für jedes Kind vom vollendeten 6. bis 12. Lebensjahre wird
4 Liter Mager- oder Buttermilch auf den Abſchnitt 9 des Ein

verlieren mit dem 14. Juli ihre Gültigkeit.
Halle, den 10. Juli 1918. Die Ortskohlenſtelle.

Vom 15. Juli bis 12. Auguſt 1918 gelten vom Grudebezugs-
ſchein Nr. 6 die Abſchnitte Nr. 9-- 16. Die Abſchnitte Nr. 8

Ausgabe neuer Seifenkarten.
Vom Montag den 15. dis einſchließlich Sonnabend den 20.

werden in den ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen zugleich mit
Brotmarken neue Eeifenkarten ausgegeben.
ſchein iſt vorzulegen.

Die Jn
karten als der Zal
mittelſchein entſpricht.

Halle, den 11. Juli 1018.

kaufſcheines über Molkereierzeugniſſe zum Preiſe von 12 Pfennigen

neue Lebenzmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
iſt bereitzuhalten.

alle u. Sk aDer Kleinhandelspreis für Heidelbeeren wird b weiteresauf für das r ver 4 v
Der Magiſtrat.Halke, 11. Juli 1918. Der Magikret.

Juli
en

Der neue LedenZmittel

haber des Lebensmittelſcheine erhalten ſoviele Seifen
l der Hauthaltzangehbrigen nach dem Lebenß

Halle (Saale), Deſſauerſtraße 52. igee
8

ofen
9 e
gegen n

Für unser Werk Wüärgendorf, r
Bahnstrecke Köln Giessen, dwiſwe

werden zum sofortigen Eintritt riſche J
200 Mädchen über 18 Juhre

ans S200 kräftice Arheiter
n

gesucht. e639 der übrVom
Sprengsgtoff-Fahrlken Hoppecke Aen P eent

Würgendorf, Kreis Siegen. ne
blieben

n der GesVer
F E

es M geſtern
mit emNuurer und Baugrbeiter

S marſch

ſtellen ein 1383 Jaer
Döring S Lehrmann A. G. ne

ikür Bergwerks-, Erd- und Bauardelten, Hulle d. S. II zuge
r

Verſge Familien Rochrichten. J

Eisenhobler hreſtellt ein 1245 Metallarbeiter- Verband de

e derPaul Schreck, TodesAnzeige. wmititu
Huttenſtr. 5 Den Mitgliedern zur Nach Geſellſricht, daß unſer Mitglied, der in en

Schloſſer holte Cen erſchienen Karl Nietzel.
nach kurzem Krankenlager ver re

2 ſl J un ſtorben iſt. ziehen
nSommer-Ausgabel918 Crre emem wenn

Preis 60 Pfg. Porto 5 Pfg. ühr
Zu beziehen durch die

vollsBuchhandlung,
Kalle (8.), Harz 42/44.

Um zahlreiche Beteiligung
erſucht

Die Ortsverwaltung.



nannt

Nr. 160. o 29. Jahrgang

Preußiſches Herrenhaus.
Sthung. Mittwoch, den 10, Juli 1018, nachmittags Uhr.

Am Miniſtertiſch: Friedberg, HSergt, Schmidt, v. Eiſenhardt.

Das neueingetreterre Mitglied Fürſt StolbergRohla wird
feierloch veroidigt.

Die Etatsberatung
wird fortgeſest, eine Reihe Neinerer Etats wird genehmigt

Beim Knultusetat bemerkt
Miniſter a. D. Fyhr. Rheinbaben: heimiſchern dic 8 i a den eereſſe unſerer Jnduſtrie müſſen wir L und Briey unsſchern und feſt in unſerer Hand behalten. Lebhafter Beiſall.)

52 LoeningHalle: Die orſchreckende Verbreitung der
geſchlechtskrankhetten auch in den hören Klaſſen iſt nichtzum geringſten die rig der ſpäten Ete Unſere

en Leute ſtellen zu s Leben unden Luxus. Zur Bekämpfung der m müſſen Straf-und Polizeigeſetze zuſammenwirken. it der ſexualen Igt-
Härur werben wir nur wenig erreichen.

de n. Wilamowitz-Möllendorff: Unſere Berſiner Univerſität iſt zur Rärchenſchiie geworden (Heiterkeit.)

Dr. Neubert: Zur r der Geſchlechtskrank
eiten v dingt etwas geſchehen. Dr gia bis vierzigrozent a nſaſſen von Blindenanſtalten a erblindet in

ſo o echtekrankheiten der Eltern
Bercher Aachen wünſcht energiſche Förderung eines

Metallforſchungsinſtituts.
Kultusminiſter Dr. Schmidt ſagt Berückſichtigung derverſchiedenen Wünſche Das Auswärtige Amt uft das beſte,

um die verſchleppten Bilder
Der tusetat wird genehmigt, ebenſo ohne Ausſprache der

Eiſenbahnetat und der Bauetat.
Der Juſtizetat wird ebenfalls ohne Ausſprache angenommen.

Es ſolgt der
Etat des Miniſteriums des Jnnern.

Hr. Graf v. Poſadowſky: Uns liegt eine Vorlage vor,
die unter Umſtänden eine ganz neue Grundlage für unſerStaatsleben ſein und dazu Sagen wird, es volllonmen um

andeln. Das Dreiklaſſenwahlrecht wurde zur Zeit ſeinar
inführung, als in Preußen nicht die ungeheuren Reich-

tümer einzelner angeſammelt waren nicht als etwas Drücken
des empfunden. Seitdem iſt die Volksbildung weſentlich ge
ſtiegen. Wer jetzt r 7 beiwohnt, wird ſichüberzeugen, welches Maß geiſtiger Bildung in dieſen Köpfen
wohnt. Wäre die Wahlreform von 1006 zuſtande gekonmen,
es wäre vielleicht die Frage des gleichen Wahlrechts au Jhr-
un hinausgeſchoben worden. Diadurch, daß der leitende

taatsmenn es nicht für richtig gehalten hat, die Wahlreform
auf ſeine perſönliche Verantwortung zu nehmen, ſondern dem

chen den Rat h hat. die Forderung des gleich n
ahlrechte in einer allerhöchſten Botſchaft zu verkünden, iſt die
age ſchwieriger geworden. Die vom m bogen mir nicht. i der zuklünftigen

eſtaltung der Gemeinde, Kreis und Provinzbertretung muß

auch die n S 7 S x r vom Abgee beſchloſſene Plur ein echtes poliiſches Material, das iſt Putz. T ie Behörden, die
es durchführen ſollen. Die aber ſollte doch rin
Kompromiß herbeiführen, denn Wahlkämpfe müſſen uns jetzt
exſpart bleiben.

raf Behr Beßrenhof: Die don ſervgtwwe Fraktion wird
ſieht nicht in eine Ausſprache über das Wakhlrecht eintreten.
Wir halten an den getroffenen Vereinbarungen feſt, daß dieſe
P erſt 7 erörtert werden z. We z

e zu Trachenberg gibt dieſ Grklärung imger her neuen Fraktion ab.

t des Staats miniſteriums Dr. Friedberg:Nachdem die rer Fraktionen des Herrenbauſes überein
gekommen ſind, die Diskuſſion über die n jetzt
nicht ſtattfinden zu laſſen, hält ſich auch die Staatsregierung
an dieſes Abkommen gebunden und wird auch ihrerſeits das,
was ſie zu ſagen hat, auf eine ſpätere Zeit vertagen.

Graf York von Wartenburg: Die Perſon des lesthin in
den Reichstag gewählten Radikalvolen Korfanty iſt nicht mehr
reizvoll, aber es ſteht feſt, daß ſein Einfluß immer mehr zu
nimmt. In den Cſtmarken gehen immer mehr Güter in die pol
rn da über. Wohin ſoll dieſe Verſtärkung des pol-
niſ Einfluſſes führen?

Der Millionen-Schwindler.
Ein Börſenroman von Hans Hhyan.

19) (Nachdruck verboten.)XI
Die Affäre gwiſchen dem Leutnant von Holleben nd Raoul

Meier hatte noch immer ihre Erledigung nicht gefunden.
Und zwar war es nicht die Schuld des Bankiers, wenigſtens

hatte er offiziell nichts getan, um die Ausfechtung des Ehren
handels hinauszuſchieben.

Er hatte den Beſuch von Hollebens Kameraden, dem Seutnant
Otto von Steinrad, damit erwiderte daß er dieſem die Adreſſe
eines eigenen Sekundanten, eines Herrn Hans Kuno von

Zitewitz, übermittelte, der zurzeit an den Verliner Nachrichten

war t 4 Mer Herr von Zitzewitz. ein nicht mehr ganz junger Mann.nit beſtechenden alen und dem Auftreten eines Grand
ſagneurs, dem ſeine ultraſchice Toilette und der herrliche
Salitär am kleinen Finger gewiſſermaßen den Trumpf auf-
ten der r ſelbſt begab wach acht Tagen bei
nem zweiten Beſuch wiederum zy dem Leutnant von Steinrad

und erkundigte ſich, in welcher iſe der Ghrenhandel ſeinen
Fortgang nebmen ſollte.
Der ſchlanke u Adlige zog an dem xpten Schnurrbärtchen,
nd verſicherte daß, ſo peinlich es ihn ſelber wäre, er ind
ſein Freund doch noch um eine Woche Auffchub bitten müßten

Herr von Zitzewitz zog ſich. ohne durch eine Miene zu verratendie er über dieſen Veſcweit dächte, mit einer vollendeten Ver

eugung zurück und begab fich zu Raoul Meier.
Dieſer ſaß gerade in ſeinem Kontor und bei ihm war Hrns

d. Rohde, der vereidigte Makler.
will nicht ſtören,“ meinte der Journaliſt und

Anſtalten, ſich wieder zurück zuziehen.
e nein, ich bitte, dann hätte ich Sie gar nicht vorgelaſſ n.

agte Raoul Meier, mehr offen als höflich, was Herr von Zitzi
ws mit dem Zitat qufttierte:

Nicht ziemt's dem König, ſich der Form zu beugen.
y Der kler lächelte etwas n berührt, aber Raoul
Neier hatte dieſen feinen Hieb offenbar gar nicht begriffen.

wies auf einen Seſſel ha und ſ
Sie kommen gerade recht, lieber on wir unter

alter uns nämlich über drs momentane Schmerzenskind der
die rumäiſche Anleihe

ind der Makler ſeste hinzu:
„Sie, als einer von den tterma

mahhte

Herr von Zitzewitz,
en, woran es lfegt,e müſſen uns doch am beſten ſagen

für ſo gar keine Stimmung iſt
„Der Mann der
2oul Meier ausge

eder hatte einen blitzſchnellen Blick mit
cht, indem er fragte, ob er dem Gaſte

Beilage zum Volksblatt.
Kamm v. OlpenburgJapuſcheu:

tniſter oder Herren, die die tion nachc e it e al t e
ie, Herr Miniſter, in Jhrem Beamtenerlaſſe

e. ſo muß ich es zurülwerſen, daß in
ig Sturm gel wird gegenten S fter v an

1908 die lreform ſhie Arbeitswi e ge und
terte, iſt kein Miniſter zurückgetreten. Selbſtverſtändlich Fe
kommt jeder Preuße einen Ruck, wenn ſein König geſprochen
hat. aber wir haben nach unſerer zu handoln.

Miniſter des Kunern Dr. Dre ws Die Bederrtung derStaatsminiſter e allerdings darcuf, deß ſie nach eigener
Uelerzeugung handeln und nicht auf Befehle von außen hin.

n dieſem Sinne habe ich mein Amt übernommen. Das gleiche
gilt au die Staatsſekretäre. Wenn ich in meinem Erl :ſſe
gefagt habe, daß jeber Beamte ſich bewußt ſein muß, daß die
volttik, die gemacht wird die Politik des Königs von Preußen
iſt, ſo ſtimmt das durchaus mit der preußiſchen Tradition

rein. Bezüglich der Botſchaft war erklärt, daß dieſe Vor
lage mit allen verfaſſungsmäßigen, der Regierung zu Gebote
ſtehenden Mitteln vertreten werden ſollte. Jch wnßte ver
hindern, ein Keil zwiſchen König und Volk getzieben wurde,
woraus ſpäter ſchwere Schädigungen für das Konigtum ein
treten könnten. Jch habe alſo mit dem er nur meine
Pflicht getan. Die polniſchen Beſtrebungen verfolgen wir mit
rößtem Ernſt. Mit den Polen, welche dieſen Tendenzen auf

trennung von Landesteilen huldigen, wird die preußiſf he
Regierung niemals Frieden machen können. Litauen darf nicht
ein Nationalitätenſtaat, ſondern muß ein Nationalſtaat werden.

Dr. Hildebrandt- Breslau Der Erlaß des Miniters
egen die Vaterlandspartei fiel wie ein Mehltau auf die freu-
igen Scharen, die von allen Seiten zur Vaterlandspartei

ſtrömten.
Generalſekretär Stegerwald: Ter Staat muß ſo ge-

ſtaltet werden, daß er von den breiten Volksſchichten geſt itzt
irrrd, damit eine allgemeine ſt ratsbejahrende Atmoſphäre ge
ſchaffen wird. Dazu brauchen wir au-h das gleiche Wahlrecht.

bürgermeiſter Warmuth Berlin? Mit der Ein
bringung der Wahlrechtsvorlage iſt das Verſprechen des Königs
nicht erfüllt Die nächſten Wahlen müſſen ur ter dem gleichen
Wahlrecht ſtattfinden.

v. Buch Der Monaxch kann nur verſprechen. Die Ent
ſcheidung hängt von den Volksvertrerungen ab.

Tarauf wird der Etat bewilligt, ebenſo der des Kriezs-
miniſteriums.

Donnerstag 12 Uhr Kleine Vorlagen, Woiterberatung desEtats, e e Behandlung der Wahlrocheevorlegee
Uhe.

Gewerkſchaftliches.
Erhöhung der Teuerungszulagen im Buchdruckgewerbe.

Der bis zum Jahre 1916 gültige und ſeit dieſer Zeit zweimal
auf js ein Jahr verlängerte Vuchdruckertaxrif ſah in ſeinen drei
Altersſtufen folgende Minimallohne vor: Bis 21 Jahre 25 Mk.
von 21 bis 24 Jabren 26 Mk, über 24 Jahre 27,50 Mk. Mit
Einſchluß der für die einzelnen Orte je nach ihren Teuerungs

entſprechend abgeituften J von 2
bi Prozent (zur letzteren Kategorie gehören nur Berlin,

amburgAltona und Straßburg) erhöhten ſich dieſe Löhne
i 25 Prozent) wie folgt. Bis 21 Jahre 8125 Mk., von 21 bis

24 Jahren 82,20 und über 24 Jabre 81,38 Mk.
Daß angeſichts der raſenden Verteuernng aller Lekensbedürf

niſſe mit ſolchen Löhnen die Exiſtenz der Arbeiterſchaft des Be
rufes nicht mehr erwöglicht werden konnte. mußten ſelbſt die

nehmer einſehen Eine Reviſton des Tarifes erſchien a
chiedenen Gründen angeſichts der ungeklärten Verhältniſſe

wäbrend des Krieges nicht angebracht. So behalf man ſich denn
mit Teuerungs zulegen. Nach viermaliger Erhöhung
dieſer betrug im November 1917 die Geſamterhöhung des Loh-
nes im Mindeſtmaß 39.7 Prozent, im Höchſtmaß 75,2 Prozent,
bei einem Geſamtdurchſchnitt von 459 Prozent, oder nack einer
vom Tarifanrt der Buchdrucker veröffentlichten Statiſtik der
Durchſchnittelohn in Orten ohne Lokalzuſchlag 37 Mk., in
ſolchen mit 25 Prozent Lokalzuſchlag 61,46 Mk.

Die im Mai d. J. tagende außerordentliche Generalverſamm
lung des Verbandes veranlaßte beim Tarifamt den Antrag auf
weitere angemeſſene Erhöhung der Teuerungszulagen oder, bei
ſeiner Ablehnung, auf Reviſion des Tarifs zu ſtellen. Nach
treitägigen, von beiden Seiten hartnäckig geführten und mehr-
mals vom Abbruch bedrohten Verhandlungen einigte man ſich

des Bankiers wirklich ſeine volle Meinung über den Gegenſt ind

ſag ſollte oder nicht.
ind da er ſich nicht ganz klar wurde darüber, ſo hielt er es

für das beſte, ſich abwartend zu verhalten.
„Die Haltung des Landes unter dem König Karol iſt doch

gar keine ſo üble, und wenn irgend einer unter den Valkan-
ſtaaten, ſo iſt doch ſicherlich gerade Rumänien derjenige, der
am beſten Ausſichten für die Zukunft hat,“ meinte Hans H.
Rohde. „Jch weiß nicht, was die Leute wollen, es ſind viel
ſchlechtere Sachen auf den Markt gebracht worden und haben
reißend Abſatz gefunden!“

„Mein Gott,“ Raoul Meier warf den Kopf unmutig hinten
über, und ſchnippte die Aſche ſeiner Havanna ab, daß ſie bis
mitten ins Immer flog, „die Preſſe, das heißt ich meine die
offtzielle Preſſe, hat ſich eben von vornherein hundsſchlecht zu
der ganzen Angelegenheit geſtellt. dazegen ſſt vorläufig nichts
zu machen,“ er wandte ſich direkt an Rohde, „fragen Sie rur
unſeren Freund Zitzewitz da, ob dex ſich heute getrauen würde.
ein Wort dafür zu ſchreiben Das iſt ja eben das Komiſche
und das Riederträchtige zugleich an der Preſſe daß, ſawie nur
ein voswilliger Redakteur zur Retraite bläßt, die anderen ſofort
mit vollen in dasſelbe San ſtoßen Na ſagenS doch mal, Varon, ſchreiben S
Rumänien

Ter Handelsredakteur zuckte nichtsſagend die Achſeln.
„Jch kann das ſehr ſchwer ſeh'n Sie mal gerade unſe

Vlatt hat die Varteiloſigkeit zu ſehr auf ſeine Fahne geſhrie
ben, als daß es ſich mit der öffentlichen Meinung ſo ſehr in
Widerſpruch ſetzen könnte und vorläufig iſt doch die öffent
liche Meinung entſchieden dagegen!

„Sre wollen ſagen,“ ſetzte Rooul Meier die Rede ſeines Be
kannten fort, „daß dieſe Zurücſetzung her betreffenden Werte
in jedem Fall nur eine vorläufige iſt Da muß ich Jbnen
allerdings ganz recht geben Das Publikum gewöhnt ſich
langſam, aber allmählich faßt es Mut und ſieht ein, daß das.
was man ihm bietet, tatſächlich prima iſt Und ſo wied's
auch hier ſein. Dieſer vorläufigen Depravaticn wird ein zwar
langſames, aber ſtetiges Stefgen des Kurſes folgen und alle
bie, die beizeiten gut eingekauft haben. werden mit dem Papier
ein brillantes Geſchäft machen

Das hatte Herr von Zitzewitz nun keineswegs ſagen wollen,
aber er bewunderte den Vankier, wie dieſer es verftand, aus
einem zufällig hingeworfenen Wort eine für ſich höchſt günſtigeKhuſteletien heranegudefinieren. Und wenn er auch niemals

daran gedacht hätte. ſellt etwas derart gegen ſeine Ueber
zeugung Gehendes auszuſprechen. ſo fühlte er doch auf der
onderen Seite keinen Veruf in ſich. Raoul Meier. an deſſen
Freundſchaft ihm ſehr viel lag, zu korrigie ren

Und der Makler war ſeiner Sache immer noch nicht ſicher
Ravul

merkwürdig indisponiblen Emiſſion nicht recht gemütlich war.

ie uns 'n Artikel Wer

Meier, dem bei dex alleinigen Ucbernahme dieſer ſo

Halle (Saale), 11. Juli 1918.

lich dabin, ah 1. Auguſt d. J. eine weitere Sr
u

chlie
n g der Teu ulage um 10 Mk. pro Woche und ab1. Sezemder eine eintreten zu laſſen. Dieſe

beträgt für Orte bis 7 Prozent Lokalzuſchlag 3 Mk., bis 15
Frzyent Lokalzuſchlag 4 und über 15 Prozent Lokalzuſchlag

Ferner tritt eine Erhöhung des Lohnes für Ueber

i e ren ulfet r h J S lehi 7chädigt werden aufſchlägen
önnen dieſe Erhöhungen auch nicht als voller Ausgleich der

verteuerten Lebenshaltung gegen früher begeichnet werden, ſoſie doch einen ganz techtenzwerten Trfolo der

ſation.
Beitragserböhung. Die Urabſtimmung im All inendeutſchen Gärtnerverein über die Leitragserhöhim hat

die nahezu einſtimmige Annahme der erhöhten Sätze ergeben.

Großer Streik in der engliſchen Flugzeuginduſtrie. Haag
10. Juli. Daily Expreß berichtet, daß ſich der Streik in der eng
liſchen Flugzeuginduſtrie ausbreitet. 22 000 Perſonen haben bi
jetzt die Arbeit niedergelegt

Einigung im Metallarbeiterſtreik in Winterthur. Der großeMetallarbelterſtreit in Winterthur wurde durch Einigima

beendet. Die Unternehmer gewähren eine Teuernngszulage
von einem Frank für jede Lohnperiode und erhöhten die Alkord-
löhne um 5 Prozent, die Stundenlöhne um 5 Rappen.

Landarbeiterlöhne in Eugland. Die Labour Gazette vom
Juni berichtet daß das Lohnarbeitsamt gegenwärtig damit be
ſchäftigt iſt, Mindeſtlöhne für erwachſene männliche Landarbei-
ter feſtzuſetzen. Die Löhne beziehen ſich auf SüdEngland und

»ſchwanken zwiſchen 30 und 34 Mark für die 54ſtündige Arbeits-
woche. Ueberſtunden an Werktagen ſollen mit 8 Pence
Pfennig), an Sonntagen mit 10 Pence (86 Pfennig) die Stunde
begahlt werden.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 11. Juli 1818

Milchkartenausgabe für Kranke.
Vom Magiſtrat wird bekannt gemacht:
Die Erneuerung der auf Grund ärztlicher Zeugniſſe ausge

ertigten Milchkarten, ſowie derjenigen für alte Leute über 75
Jahre erfolgt vom Freitag, den 12. bis Sonnabend, den 20. Juli,
im Stadternährungsantt, Marktplatz 22, 1. Stock, Saal links,
nach folgender Ordnung. An Perſonen, deren Familiennamen
beginnt mit den Buchſtaben:

den 13. Juli.A his D am Freita
E bis G am Sonnabend, den 13. Juli,
H bis J am Montag, den 15. Juli,
K bis L arg Dienstag den 16. Juli.
M bis O am Wittwoch, den 17. Juli.

bis R am Donnerstag, den 18. Julr,
bis Sz am Freitag, den 19. Juli,

Bei der er iſt der neue Lebensmittelſchein und der
Stamm der alten Milhkarte vorzulegen. Eine Erneuerung
findet nicht ſtatt, wenn die Bültigkeitsdauer des Zeuaniſſes in
zwiſchen abgelaufen iſt. Von dem zuſtändigen Dezernenten wer
den mündlichen Anträge auf Erneuerung der Milchkarten nicht
mehr entgegengenommen. Falls die Erneuerung an der
genannten Stelle abgelehnt wird, ſind Anträge auf Weiterge
währung der Milchkarten ſchriftlich bei dem Stadternäh-
rungsgmt, Abteil. 2, zu ſtellen. Milchkarten auf Grund der in
letzter überreichten Jeugniſſe werden, falls eine Zuweiſung
auf die letzteren noch nicht erfolgt iſt, nicht an vorgenannter
Stelle ausgekändigt, vielmehr ergeht wegen Abholung beſon
dere Bengchrichtigung. Die Erneuerung der Milkkarten für
Kinder erfolgt vom Montag, den 15. Juli. Es ergeht dieſerhalb
noch beſondere Bekanntmachung.

Hallenſer in den Verluſtliſten.
Als in Halle und ſeinen Vororten geboren werden in den

Verluſtliſten gemeldet:
PVyrt liſte 1179. Leutn. Werner Engelhart geſtorb. an ſeinen

erl. Gefr. Kurt Engelmann ſchw. verw. Vzfeldw. Alfred Fiſcher
I. verw. Willi Friedrich gefall. Albert Gerlack ſchw. verw. Ar
tur Goetze ſchw. verw. Willi Gutſche ſchw. verw. Hermann Hahn
gefall. Untoffz. Hans Hennig l. verw. Gefr. Rudolf Heyer ſchw.
verw. Vzfeldw. Ernſt Hörold l. verw. Untoffz. Adam Knöchel
I. verw. Gefr. Max Kons gef. Alfred Lehmann l. verw. Her-

hatte ihm vorgeſchlagen, ſie wollten Schulter an Stbulter
arbeiten und ſich den Raub teilen; denn daß hierbei i h
ein ganz utzgeheurer Gewinn in Ausſicht ſtünde, daran re
gax nicht zu zweifeln geweſen. Und ſo hatte denn Hans Rohde
ſich halk und halb ſchon bereit erklärt, einen Tweg Teil des
Anleihepcpiers zu übernehmen. und, was mit ſeinen Pflihten
als vereidigter Makler ſchon nicht mebr recht vereinbar wiar,
auch das Gewicht ſeines RKcamens auf der Börſe dafür in die
Wagſchale zu werfen.

Der Journaliſt ahnte das dunkle Geſchäft, was die beiden
da jett, ohne laut daron zu ſprechen, miteinander abkarteten
Aber er war viel zu vorſichtig, um mit einer unbedachten Frage
oder gar einer neugierigen Bemerkung für den einen oder den
anderen Partei zu nehmen.Raoul Meier aber fühlte, daß dieſer Moment über ſeine Be
ziehungen zu dem Makler, an denen ihm ſehr gelegen war. ent
ſcheiden würde und nahm alle ſeine Geiſteskräfte zuſammen.

Er wartete S die Frage, die Hans H. Rohde jetzt an den
Borfenredakteur ſtellen würde und die auch richtig kam.

„Alſo, was meinen Sie, Herr v. Zitzewitz,“ ſagte der Makler,
„ſoll man rangehen an die Sache, oder nicht

Mit jener Gewandheit, der er den Sieg in ſo manch ſhwie
zigen Sitnationen verdankte, nahm der Bankier ſeinem Gegen
Aber die Antwort ab, indem er ſagte:

„Sie verlangen zu viel, lieber Rohde! Das kann unſer
Freund nicht Ein Tipſter auf der Rennbahn, der bringt
das fertig, felbſt wenn er nebenbei noch Redakteur iſt. Aberdie JFoſtkion eines Handelsredakteurs iſt eine derartig ver-
antwortungsvolle und ſchwierige, daß man es ihm unmöglich
zumuten kann, einen direkten Rat in einer ſolchen Angelegenheit
zu geben. Die Preſſe ws und ſoll ihren Ehrenſchild
fledenlos und rein halten lind wenn es bekannt würde.
daß Herr v. Ditzewitz irgend jemandem, und noch dazu einem
vereideten Makler, zu einer Spekulation zu oder abgeraten
hätte, ſo würde ihm kein Gott der Welt glauben, daß er nicht
ſelber mit einer guten Angah von Stücken dabei beteiligt
iſt Unſer lieber Freund, der Baron v. iſt leider
ein ſo ungeheuer gutmütiger Menſch, daß er's fertig bekomnt,
Ihnen einen derartigen Rat zu geben und ſich nachher maßlos
darüber zu kränken, daß er es geian hat Und davor muß
ich ihn und auch Sie bewahren Wollen Sie mit mir zuſammen an die Sache herangehen, ſo iſt es gut, wenn n

fo nehme ich ſie allein auf dieſe beiden Schultern er re
feinen mustulsſen Oberkörper, „und ich verſichere Sie, die h ben
ſchon mehr getragen.

Na bon.“ ſagte Hans H. Robde, dann wollen wir das in
der vorher veſchriebenen Weiſe feſtlegen.“ und die Männer
Hohen untereinander durch einfachen Handſchlag das ſchon

L der Ankunft des Redakteurs beredete Geſchäft ab. Woruf
der Marler ſich entfernte.

Fortſetzung folgt.)



ann Lcytenſerd t. verw. Mällding l. r Erich a eteſtorb. an ſein. Wund. Sergt.Karl Schirioth l. ver S vbeif Schwan gefll. M r
S l. verw. Gefe War her l. verw. Tr.vn Weſchke defall. Hermann Woöler bish. ſchw.

T 1180. Guſtav Alberty l. verw. v
p“ i Barth l. verw. an ver Becker n

Becker l. verw. Fritz rn
Fiſleg gefa feldw. Hans Deckert S.Erhard d Srniſg ver Adolf re n a rn

Kurt Großklaus l. verw.Martin Hedlau ſchw. verw. n S aus r
ſchaft zur. Lt. d. R. Herbert in ſt verw.
Kurt Kirchner verw. u. verm. verw.ul Krüger geſtorben infolge e eyer vege
Emil Paarſch l. verw. Otto Plaul verw. n b
eſallen. Kurt Ranaſch l. verw. Dito Röder ſchw. verw.

Schicke ſchw. verw. Kurt Schlegelmilch l. verw. SSchönbrodt l. verw. Gefr. Karl Schumann lcht, verw. ä e

Kurt Seidler l. verw. Gefr. Kurt Speck gef. Otto San
verw. Ernſt Steineck l. verw. u Syanther verm rner
Theuring l. verw. Erich Tietze l. verw. Franz Weiland gefall.
Gefr. Kurt Wolf l. verw.

Verluſtliſte 1181. Hugo Bach, bish. verm. gefan Gefreit.Adolf Bauerfeld verw efr. Olto dert bish. l. verw. verw.
und verm. Karl Bohne l. verw. Richard Vonſch, bish. ſchw.
verw., ſchwer verw. und verm. Paul dreh verm. Albin
Gerber, bish. verm., in Gefgſch. A. N. Ltin. d. R. Fritz Jmme
gefall. Oskar Lehmann l. verw. Heinrich Nienemann l. verw.
Alfred Nitſche in Gefgſch. Vzfeldw. Ludwig Pfeiffer gefall. Paul
Rothkegel l. verw. urt Ruhmann, bish. verm., gefallen. ize

Walter Slowik aus
a Wachsmut

efr. Hans Zawar

feldw. Walter Schumann, l. verw., b. d. Tr.Gefgſch. zurück. Hans Thalemann gef. Gefr.
l. verw. Ltn. Martin Wagner ſchw. verw.
ſchwer verwundet.

Keine Erhöhung des Dienſtpflichtalters. Das wiederholt
aufgetauchte Gerücht, das wehrpflichtige Alter werde auf fünf-
zig Jahre heraufgeſetzt werden, entbehrt, wie das B. T. meldet,
jeglicher Begründung.

Die Strafkammer verhandelte gegen vier junge Burſchen,die im März aus der Wohnung eines Pferdehändlers, der ſich
mit Fleiſchwaren gut eingedeckt hatte, einen Schinken, zweiSeiten Speck und zehn Würſte mauſten. Das Gericht ver-
urteilte die Angeklagten wie folgt: P. Tr. zu einer Gefängnis-
ſtrafe von einem Jahre. worauf zwei Monate der Unter-
ſuchungshaft angerechnet wurden; A. Tr. erhielt ſechs Wochen,Kurt L. zwei Monate, Walter L. wegen Hehlerei zwei Wochen
Gefängnis. Eine gleichfalls angeklagte Frau Tr. erhielt wegen
Hehlerei ſie hatte das geſtohtene Gut aufbewahrt und etwas

abbekommen zwei Monate, Frau J. wegen Hehlerei zwei
Wochen Gefängnis.

Stadttheater. Heute, Donnerstag gelangt das Schauſpielan Heidelberg zur Aufführung. Freitag die Oper König für

en Tag Sonnabend Der igeunerbaron. Sonntag nach-
ttag Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen Verdis OperVer Troubadour, abends 7325 Uhr Die Roſe von Stambul.

Montag letzte Vorſtellung vor den Ferien Der fliegende Hol-
länder.

Ackerverpachtun
rung der deutſchen

durch den Bund zur Erhaltung und Meh-
olkskraft für die kommenden Jahre. Prof.

Abderhalden teilt mit: Es ſei zum letzten Male darauf hin-
gewieſen, daß die Aecker: Canenger Weg II und Böllberger
Flur auf 6 Jahre feſt gepachtet ſind und ferner die Aecker:
Flottwellſtraße, Jonasſtraße und Röpziger Weg auf 3 Jahre
und die Aecker: r und Delitzſcher Straße auf ein
h Die Pächter dieſes Jahres müſſen bis ſpäteſtens zumJuli auf der Geſchäftsſtelle des Bundes die Weiterpacht
Jeregeit haben, wenn ſie im Beſitz ihrer Parzelle bleiben wollen.

Von dieſem Tage an werden die nicht weitergepachteten Par-
zellen an die zahlreich vorhandenen Reflektanten vergeben.

Tödlicher Unglücksfall. Vergangene Nacht wurde auf dem
hieſigen Güterbahnhofe der Puggrferuaer beim Ueber-
ſchreiten der Gleiſe von einem Rangierzug erfaßt und ſchwer
verletzt. Der Verunglückte wurde erſt ſpäter aufgefunden und
ſofort t Klinik zugeführt, wo er bereits kurz danach ver-
ſtorben iſt

Selbſtmordverſuch leid geworden. Eine 67jährige Witwe
erſuchte ſich in der vergangenen Nacht in der Nähe der

Genzinerbrücke durch Ertränken das Leben zu nehmen. Sie
ſtieg von einem Kahn aus ins Waſſer, hielt ſich dann aber an
dieſem feſt. Durch einen vorüberkommenden Soldaten wurde
die Frau wieder ans Land gezogen und ſpäter von der Revier-
wache aus ihrer Wohnung zugeführt.

Zuſammenſtoß. Jn der Poſtſtraße ſtieß ein Poſtfuhrwerk
mit einem Straßenbahnwagen zuſammen. Durch den Zu-
ſammenpr all wurden die Wagenſchere und ein Rad beſchädigt.
Das Pferd wurde umgeworfen und erlitt leichte Verletzungen
m linken Vorderbeine. Ein vom Hutfſcherſitz geſchleuderterPoſtbeamter wurde an der linken Kopfſeite verletzt und mußte

ſich zum Verbinden nach der Klinik begeben. Der Straßen-
bahnwagen wurde nur leicht beſchädigt. Die Schuldfrage iſt
noch nicht geklärt.

Bismarck ließ den Säbel fallen. Von dem auf der Berg-
ſchenke ſtehenden Bismarckdenkmal löſten ſich laut Polizeibericht,
vermutlich infolge von Witterungseinflüſſen, die rechte Hand

W 7 W 2”2 7

3 Volkshaus Jessnitz.
Sonvtag, 14, u. In 1918, abends 8 Ahr:

Thenter.
„Krone und Feſſel“.

Großes Militär Senfations Schauſpiel in 6 Bildern.
Ueberall mit größtem Erfolg aufgeführt.

Eintrittspreiſe:
Jm Vorverkauf: 1. Platz 100, 2. Platz 80, 3. Platz 60 Pf.

An der Kaſſe: 1 Platz 125, 2. Platz 100, 3. Platz 80 Pf.
Eintrittskarten ſind im Vorverkauf im Volkshaufe zu haben.

“656 Nachmittags 3*/, Ahr:

Gr. Kinder- Vorſtellung
„„Blond Elfchen“.

Eintritt 25 Pfennig.
Um gütigen Zuſpruch bittet Die Verwaltung.
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Bäumler ſchlug Krupkat und Aberger in zwei Rennen ein
wandfrei. Das Deuerrennen perſpricht daher hochintereſſanten
Sport Die Fliegerrennen inen eine hervorragende Be-
ſetzung aufzuweiſen. Faſt alle gemeldeten W welche amSonntag in Halle ſtarten, haben am letzten Sonntag durchweg
gute Rennen gefahren.

Aus der Provinz.
Schkenditz. Butter und Jnder ſtädtiß en Butterverkaufsſtelle können 40 Gramm Butter

fur 25 Pf. auf Stadtbuttermarke 83, 50 Gramm Butter r
31 Pf. auf eine Buttermarke 50 Gramm Margarine für
20 f. auf eine abgeſtempelte Mlaviettmarſ des Kreiſes
e urg, ſowie auf eine Bukttermarke „G“ entnominen
werden.

Eisleben. Parteiverſammlung.
14. Juli, abends s Uhr, hält der Sozialdemwokratiſe,e Verein
eine Mit i e erſomrlun im Bürgergarten ab. Es ſoll
von der Kreiskonferenz Bericht erſtattet und über etwaige Er
höhung der Beiträge geſprochen werden. Da r noch wich
tige Punkte zu erledigen ſind, ſoll jedes Mitglied erſcheinen.

Helfta. Es wird immer ſchöner. Eine unbegreifliche
nahme hat der Gemeindevorſteher Barth hier angeordnet.
at den h kurzer Hand die ihnen zuſtehendeVrotgulage entzogen. Man begründet dies Vorgehen damit,

daß ſo viel an die Großſtädte abgeliefert werden müßte. Das
kann nicht ſtimmen, denn nur der Kommunalverband hat dazu
das Recht, und da würde nicht nur die Gemeinde Helfta heraus
gegriffen. Andere Orte wiſſen nichts von ſolcher Maßnah ne,
die um ſo mehr einſchneidend wirkt, da doch auch die Kartoffel-
ration herabgeſetzt iſt auf 4 Pfund. Ein Teil Arbeiter iſt bei
dem Wirtſchaftsamt vorſtellig geworden, aber dort ſcheint m rn
dieſen Verſuchen recht geben zu wollen. Hoffentlich hat die
Beſchwerde beim Landrat bald den gewünſchten Erfolg.

Hettſtedt. Neue Milchverkaufsſtelle. Von Don-
nerstag, den 11. d. M., iſt für den Magermilchverkauf eine
zweite Verkaufsſtelle im Hauſe Freimarkt 39 errichtet. Der
ſelben werden die Haushaltungen folgender Frage über
wieſen: Aſcherslebener Straße Schöne Ausſicht, raſtraße,
Brunnenſtraße, Doktorſteg, Eduardſtraße, Freimarkt, Iſtraße, Guſtavſtraße, Hadebornſtraße, Hardenbergſtraße, Se ige
Reiſer, Helenenſtraße, t raße Johannesſtraße. Johan-
nistor. Jüdenkegel. Kerſtenſtraße, Krankenhausſtraße, Magda-
lenenſtraße, Lutherſtraße, Marienſtraße, Martinſtraße, Mar-
gaſfe, e e, Plattenberg, Promenade, Schützenſtraße,
Seilerhöhe „Sophienplatz, Sophienſtraße, Tiergartenfſtraße, Walbecker Straße, Winrng kenſtraße, Ziervogelplatz. Die Reihen

folge der Abfertigung, ſowie die Verkaufsſtunden werden durch
Aushang an der neuen rm bekanntgegeben.Eier abliefernl Der Magiſtrat macht bekannt:Wir machen die hieſigen Geflügelhalter hierdurch nochmals auf

ihre Pflicht, die vorgeſchriebene Zahl Eier von jedem Huhn
für die Zeit vom 1. April bis Ende Oktober 10 Eier abzu-liefern, dringend aufmerkſam. Wer ihr bisher nicht nachge
kommen iſt, wolle es möglichſt ſofort tun. Die abzuliefernde
Menge verteilt ſich auf ſieben Monate und iſt ſo gering, daß vei
der Länge der Zeit jeder Hühnerbeſitzer die vor geſchriebene An
zahl Eier abgeben kann. und muß. Da die Eijerverſorgzung
unſerer Verſorgungsberechtigten von dieſer per haupt-
ſächlich abhängt, ſo müſſen wir darauf dringen, daß ſich kein
Hühnerbeſitzer ſeiner Pflicht entzieht, und wenn dieſe noch-
malige Aufforderung keine Beachtung findet, zu Jwangs-
maßnahmen ſchreiten, um unſeren Verſorgungsberechti ſten
Eier zu verſchaffen. Jeder Hühnerbeſitzer, der bis zum 1. Aug.
die für die Monate April bis Juli fälligen 6 Stück Eier nicht
abliefert, hat zu gewärtigen, daß ihm ſeine Zuckerkarte für diefolgenden Marat entzogen wird. Wir hoffen indeſſen, daß

uns die Einſicht und das i htgetuh der Hühnerbeſitzer der
Anordnung obiger Zwangsmaßnahme überheben wird.

S diesjährigen Sommerferien unſererVolks ſchule ſind wie folgt feſtgeſetzt: Schluß des Unterrichts
am 20. Juli, Wiederbeginn am 12. Auguſt.

Sangerhauſen. Hausbrandverſorgung. Jn den
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x t es Lebens
Weich oder

1890 von 4 bis 6, 1891 bis 1960 von 5 bis 6 abgegeben. Ab-
r Geld bereithalten und Einſchlagepapier mitbringen.

pätere Abholung nicht geſtattet.
Eilenburg. Leben smittel. Jm Ratskeller5 ten, Kohlrüben. Jm Warenverkauf für Kinder 1

ren ein Päckchen Nährzwieback. d reiJeder Lüpfert, Sokol, Hantke T Fieß Anmeldung
bis Freitag. Auf Zeangſcheip 92 uſhſe erven
(Weißkraut, Karotten, Grünkohl R maten) r We zug
ſchein 93 14 Pfund Marmelade gegen Voranmeldung bis frate,

ſtens Dienstag mittag.
Dommihſch. Cinbruch. Un erem Parteilokal ſtatteten

Spitzbuben einen Beſuch ab. Die Tä er durchſuchten die Reſtau
rationsräume, konnten aber nichts finden, was ſich zum Mit
nehmen e Darauf drangen ſie in den Schankraum,nahmen einige Flaſchen Kognak und andere Getränke mit indverſchwanden. gut Hunger hat Anzeige erſtattet.

Wem gehören die Gänſe? Dienstag morgen
wurden auf Drebligaer Flur ſonerh enk Frauen auf Ginſe
geſchrei, das aus einem Kornfelde kam, aufmerkſam. Als ſie
nähergingen, lag dort ein Sack, in welchem zwei lebende Vänſezuſammengebun en waren Wem die Wanfe geſtohlen waren,

konnte bis jetzt nicht ermittelt werden.
Liebenwerda. Eine Ernährungsdebatte

Dienstag in de Stadtverordneten rm tung n Rednerbezeichnete die Entziehung der hen von eingg Leuten,

die als Hühnerhalter ihrer jergdlicſ erung pflicht
anderer Lebensmittel nicht nachgekommen u gret eärte. Ein anderer Redner bezweifelte die Rechtmäßi e t der

Zuckerkartenentziehung. Der Magiſtrat, dem die Vorwürfegalten ließ ſagen, daß die Maßnahmen von den Ernährungs-

ämtern vorgeſchrieben ſeien. Beſtimmte Behauptungen gegen
ſeine Perſon bezeichnete Bürgermeiſter Rüter als Klatfch.
Stadtv. Lipmann ſchnitt die Miſchfrage an. Er bedauerte, daß
den Kuhhaltern in der Stadt plötzlich der Milchverkauf unter
ſagt und ſie zur Ablieferung der Milch an die Milchhalle ver
pflichtet worden ſeien zu einem Preis, der zum Verkaufs
in keinem Verhältnis ſtehe. Den Kuhhaltern müſſe ein Preis
gezahlt werden, der es ihnen geſtatte, unter den heutigen Ver-hältniſſen zurechtzukommen. Warum aber werde den kleinen
Huhhaltern der geringe Verdienſt entzogen und einer einzigen
Stelle zugewieſen und warum nehme das Dominium Maasdorf
eine Ausnahmeſtellung ein? Herr Lippmann wies außerdem
auf die ſanitären Mängel hin, die durch das Zuſammengießen
der Milch und durch das Kannenſyſtem entſtünden und riet zur
J ceerherktelung des alten Zuſtandes. Eine Antwort erfolgte
nicht

Lauchhammer.
Aktiengeſellſchaft ſind ſieben ukrainiſche Kriegsgefangene
wichen. Sie tragen ſämtlich graue Uniform.

Wittenberg. Schöffengericht. Wegen Ver
Brotgetreide hatte der Landwirt Joh. Gottl. eißner aus
Zahna einen amtsrichterlichen Strafbefehl über 75 Mk. oder
15 Tagen Gefängnis erhalten, wogegen er gerichtliche Ent-
ſcheidung beantragt hat. Es war dem Angeklagten zum Vor-
wurf gemacht, im März an ſeine Kühe geſchrotenen Roggen
verfüttert zu haben. Demgegenüber behauptet der Beſchuldigte,
daß das bei einer Reviſion vorgefundene Roggenſchrot nur
Kleie geweſen ſei, die er aus dem als Kaffee zu verwendenden
gemahlenen Roggen ausgeſiebt, und um es nicht umkommen zu
laſſen, an ſein Vieh verfüttert habe. Da aber durch die uBeweiserhebung feſtgeſtellt wird, dgt der Beſchuldigte m
ſeiner Getreidegblieferung ſehr im Rückſtande geblieben, undes ſich bei dem Vorgefundenen nicht um Kleie oder leere

r es am

Vom Gefangenenkommando z
ent

ütterns von

Körnerhülſen, ſondern um vollwertiges Schrot gehandelt habe,
wird das Strafmandat beſtätigt.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Freitag, den 12. Juli: Wolkig, vorwiegend trocken,
warm.

mäßig

DHeutscher Siecdler- Bund
Berlin S, 59. *613

Wir beginnen jetzt mit der Anlage u unſerer großen Ge-
noſſenſchaftsſiedelnngen und zwar im Schlaubetal, r von
Frankfurt a. Oder, in der Oherlausitz, weſtlich von Horka, und
am Bodensee, Eine Anzahl Parzellen, 3--8 Morgen, für Obſt-
und Gemüſebau, ſowie Kleintier ucht ind 38 zu vergeben. Herr
liche Landſchaft, fruchtbarer B eigenesKelnes Wanzse mehr u
nur mit Kammerjäger Bergs Fieodaal I. u, II. zu erzieien.

Retat beste Zeit zur Brutverniehtung,
Erfolg verblütfend. Kinderleieht anzuwenden. Ges. geseb. el-R M. ausreioh. f. 1--6 Zimmer u. Betten. Zu hab We

uhnt, Grosse Vriohstr. 51. Bei Bins v von M. 210
oder Postseheokkonto Berlin 31 286, portefreie u naeh aus-Furts duren Gen. Vertr. Hermann v Groesel, 3 in S W.
Königgrätzerstrasse 49.
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Whrer, öolawarer, Opiix

Reparaturwerkstatt.
A. Iödel Kolonialwaren

Innere Bismarekst. 40

Oswald Sucher, Kaiserstr. 8
Sekoiferei, Solinger Stahl waren.

ſ. ab h
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hin und Manufaktarwa

77al und e
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Wege Mätren,
4 linte Pelz- u. Filz waren.

Perſonenzugfahrplan.
Bom 15. Juli d. J. ab werden die BerlinKiſſinger Schnell

züge D 36 und D z5 bis und von Stuttgart fortgeſetzt.
Jm Anſchluß hieran wird von genanntem Tage ab ein neues

D-Zugpaar zwiſchen Oſterburken und Cudwigshafen vorgeſehen.
Näheres ergeben die Bekanntmachungen auf den Bahnhöfen.

Halke (Saale), im Juli 1918.
Königliche Eiſenbahn Direktion
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hre
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De Juckenden Kautausſ m
Verwundeten Abzelchen beſ. in der Bettwärme tienur in bester Ausführuo r en reizend, rote x rhe e
in Original u. klein als Na ſie v n u

in Auswahl am Lager. d z a
BI

Gustav Uhiig, VerſandOrden und Ehrenzeichen me nur durch Apotheker u
Sohansz, Einsiedel 88untere Leipziger Straße. ne a
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